
ENTSCHLIESSUNGSANTRAG 

des Abgeordneten Dr. Rosenkranz 
und weiterer Abgeordneter 

betreffend Verankerung des Prinzips "Schulsprache Deutsch" 

Das Erlernen der deutschen Sprache ist eine Grundvoraussetzung für e ine gelunge­
ne I ntegration. N icht nur  die Anzahl von Kindern , d ie nicht Deutsch als Muttersprache 
haben ,  sondern auch d ie der schulpfl ichtigen Flüchtl ingskinder ist weiter gestiegen . 
Der Schwerpunkt in  den Bi ldu ngseinrichtungen muss daher auf schnel les Erlernen 
der deutschen Sprache gelegt werden.  

Ein Rechtsgutachten der U n iversität I nnsbruck betreffend d ie Möglichkeit der ver­
pfl ichtenden Einführung des Prinzips "Schulsprache Deutsch" widerlegt mittlerweile 
Bedenken wie jene des Bi ldungsmin isteriums sowie des Bundeskanzleramtes hin­
sichtl ich der rechtlichen Zu lässigkeit einer solchen Regelung und legt ausführlich und 
schlüssig dar, dass dem Projekt "Schu lsprache Deutsch" keine grund- und verfas­
sungsrechtl ichen H indern isse entgegenstehen :  

Rechtsgutachten 

über die Zulässigkeit u nd rechtl iche Voraussetzungen einer verbindl ichen Ein­
führu ng der "Schulsprache Deutsch" in  öffentl ichen Schulen 

von Un iv.-Prof. Dr .  Peter Pernthaler und 
Un iv .-Doz. Mag. Dr. Markus Ju ranek MSc 
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halb bei Schu lveranstaltungen) zu lässige Sprache festzulegen? 

2. Welche gesetzlichen bzw. sonstigen Mögl ichkeiten bestehen nach der derzeitigen 
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außerhalb des U nterrichts in der Schu le (auf dem Schulareal bzw. auch au ßerhalb 
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außerhalb des U nterrichts in der Schu le (im Schulareal bzw. auch außerhalb  bei 
Schu lveranstaltungen oder schulbezogenen Veranstaltungen) zu lässige Sprache 
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5. Welche einfach- bzw. verfassungsgesetzlichen Änderungen welcher Landes- bzw. 
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gane der Schu laufsicht im Fal le des N icht-Einhaltens des Gebots der Verwendung 
der deutschen Sprache entsprechenden Sanktionsmöglichkeiten vorsehen zu kön­
nen? 

6. I n  welchem Verhältnis steht das Gebot der "Schu lsprache Deutsch" zu anderen 
Geboten bzw. Verboten,  welche sich in  den Hausordnungen vieler Schulen finden , 
wie etwa das Verbot, sich an bestimmten Plätzen aufzuha lten ,  in der Pause das 
Schulareal zu verlassen,  Kaugummi zu kauen, das Handy zu benutzen ,  die Straßen­
schu le anzubehalten ,  uam. 
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A. Al lgemeine und Verfassu ngsrechtl iche Voraussetzungen 

I. Sachverhalt u nd Rechtsfragen 
1. Die politische Forderung nach "Schulsprache Deutsch"  

Im Arbeitsprogramm 2015 - 2021 der  Oberösterreichischen Vol�spartei u�d der 
Freiheitl ichen Partei Oberösterreich nach der Landtagswahl 2015 wird sowohl Im Ka­
pitel "Bildung und Jugend' (11) als auch im Kapitel " Migration, Asyl u�d Integration" 
(31) das Prinzip "Schu lsprache Deutsch" als verbindl iche Anordnung In autonomen 
Schulregelungen empfohlen. Dieses Prinzip bedeutet, dass n icht nur  d ie U nterrichts­
sprache Deutsch ist (§ 14 Abs 1 SchUG),  sondern auch in den Pausen und auf 
Schulveranstaltungen ausschl ießl ich die deutsche Sprache verwendet werden sol l .  
Um d ieses Prinzip pol itisch voranzutreiben , hat die FPÖ Oberösterreich in der Leg is­
laturperiode 2009 - 2015 fünf I n itiativanträge im Oö Landtag eingebracht, in denen 
u nterschied l iche Vorschläge zum Thema "Schulsprache Deutsch" zur Debatte ge­
stei lt wurden. 

2. Die verfassungsrechtl ichen Beden ken des Bundesmin isteriums für Bi ldung 

U nmittelbar nachdem das Arbeitsübereinkommen der Koal itionsparteien in Oberös­
terreich veröffentlicht wurde, tei lte das Bundesmin isterium für B i ldung mit, "dass das 
Festlegen von Deutsch als einziger au ßerhalb des U nterrichts zu lässiger Sprache -
in Hausordnungen oder Verhaltensvereinbarungen jedenfal ls in  Widerspruch zur 
Achtung des Privat- und Famil ien lebens gemäß § 8 EMRK und zu Art 1 BVG über 
d ie Rechte des Kindes steht und daher unzu lässig ist" . Auch in  Stel lungnahmen von 
Bernd-Christian Funk und Heinz Mayer werden derartige verfassungsrechtliche Be­
denken geäußert. 

3. Rechtsfragen 

Im folgenden Rechtsgutachten werden daher zunächst die Fragen der verfassungs­
rechtl ichen Zulässigkeit einer verb ind l ichen Anordnung der Schulsprache Deutsch 
geklärt. I n  der Folge sollen die Möglichkeiten der rechtl ichen Verankerung einer der­
artigen Anordnung in gesetzlichen und autonomen Rechtsvorschriften konkretisiert 
werden.  

11. Verfassungsrechtliche Sprachenfreiheit und Schulsprache Deutsch 

1. Das Prinzip " Deutsch als Staatssprache" 

Die Festlegung des Art 8 Abs 1 B-VG , dass d ie deutsche Sprache - unbeschadet der 
bundesgesetzlichen Minderheitsrechte - Oldie Staatssprache der Republik' sein sol l ,  
ist zunächst die Festlegung ,  dass die Republ ik - anders a ls  d ie Österreich­
U ngarische Monarchie - als "deutscher Nationalstaat' eingerichtet wird1. I n  bewuss­
ter Abkehr vom National itätenstaat wird durch Art 8 B-VG - nach dem Muster der 
Französischen Revolution - d ie staatliche Souverän ität m it dem deutschsprachigen 
Volk als Souverän und Nation verknüpft. Dies stimmt auch mit der historischen Ent­
stehung der Republ ik durch die revolutionäre Konstituierung der deutschsprachigen 
Abgeordneten des Reichsrates zur "Provisorischen Nationalversammlung für Deut­
schösterreich" am 21.10.1918 und dem Beschluss d ieser Nationalversammlung über 
d ie g rund legenden Einrichtungen des Staates vom 30.10.1918, StGBI Nr 1 überein2 . 

1 So die EB zur Regierungsvorlage des Art 4 des Verfassungsgesetzes vom 21.10.1999, StGBI Nr 
484, der schon wörtlich dieselbe Bestimmung über die Staatssprache deutsch als Antwort auf das 
Anschlussverbot des StV von Saint Germain verankerte 
2 Kelsen, Die Verfassungsgesetze der Republik Deutschösterreich, I. -IV. Teil, 1919 ff; derselbe, Os­
terreichisches Staatsrecht, 1923, 74 ff. 
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Die Bedeutung des Art 8 B-VG geht daher über die gängige Auslegung "Deutsch als 
Sprache der Staatsorgane" weit h inaus, wei l  diese Verpfl ichtung die Konsequenz der 
Anordnung "Deutsch als Staatssprache" und der Verknüpfung mit dem nationalstaat­
lichen Prinzip ist. In Wahrheit wird durch Art 8 B-VG ein al lgemeiner Vorrang der 
deutschen Sprache als die "offizielle Sprache" der Republik Österreich3 begründet. 
Nur die im Gesetzesvorbehalt des Art 8 Abs 1 und in der Staatszielbestimmung des 
Art 8 Abs 2 B-VG angeführten Sprachen der autochthonen Minderheiten der Re­
publ ik sind - im bundesgesetzlich geregelten Ausmaß - gleichfal ls als "offizielle 
Sprachen" der Republ ik anerkannt und damit g leichzeitig neben der d�.utschen Spra­
che d ie einzigen rechtlich geschützten "landesüblichen Sprachen" Osterreichs im 
Sinn des Art 19 StGG. Aus dem Gesetzesvorbehalt in Art 8 B-VG ist auch abzuleiten,  
dass nur d ie deutsche Sprache und - im bundesgesetzlich geregelten Umfang die 
"offiziellen Minderheitssprachen" - als Unterrichtssprachen i n  öffentlichen Schulen 
verwendet werden dürfen4. 

Aus Art 8 B-VG in  Verbindung mit dem nationalstaatl ichen Prinzip erg ibt sich , dass 
die Republ ik Österreich - im Gegensatz zur Schweiz - n icht von einer allgemeinen 
Sprachenfreiheit als Grundrecht ausgeht5, sondern sich Staatsbürger und Fremde in  
Österreich der deutschen Sprache jedenfalls im Unterricht, im Verkehr  mit Staatsor­
ganen und im Rechtsleben zu bed ienen haben ,  soweit n icht bundesgesetzlich eine 
Ausnahme angeord net ist6 . Allerd ings unterl iegt Art 8 B-VG n icht i rgendeiner "Dritt­
wi rkung" im n ichtstaatl ichen Sprachgebrauch der Einwohner untereinander wie 
Wachter angenommen haf, vor al lem , wei l  Art 66 Abs 3 StV von Saint Germain d ie 
"private Sprachenfreiheit" ausdrücklich verfassungsrechtl ich gewährleistet, sodass 
d ie Staatssprache Deutsch und die "private Sprachenfreiheit" als "zwei sich n icht 
überschneidende sachliche Geltungsbereiche" einander gegenüberstehen8 . Auf die 
Abgrenzung der "privaten Sprachenfreiheit" von der Anordnung der Schulsprache 
"Deutsch" wird im folgenden Punkt näher eingegangen . 

Dass die Privi leg ierung der deutschen Sprache als die "offizielle Sprache" der Repu­
bl ik über den Bereich der Kommunikation mit den Staatsorganen,  und der Verbind­
l ichkeit der deutschen Rechtssprache h inaus reicht und geradezu den "Schlusspunkt 
einer erfolgreichen Integration des Fremden in Österreich" bedeutet, hat d ie Staats­
bürgerschaftsnovel le 1998, BGBI Nr  1 24,  dadurch rechtl ich zum Ausdruck gebracht, 
dass ausreichende Ken ntn isse der deutschen Sprache regelmäßig d ie Vorausset­
zung der Verleihung der Staatsbürgschaft sind9 . Wenn Staatsbürger g rundsätzl ich 
Deutschsprachige sind , sch ließt sich nach der Bundesverfassung der Kreis zum 
Nationalstaat Österreich und zur Volkssouverän ität der österreich ischen Demokratie, 
wei l  nach dem individualistisch strukturierten Volksbegriff der Bundesverfassung al le 

3 So in allen vier authentischen Sprachen des Art 7 StV von Wien und im Erk d VfGH Sig 9233/1981; 
vgl dazu -unter Verwendung des Ausdruckes" Vorrang": Marko, Erläuterungen zu Art 8 Abs 1 B-VG, 
Rz 4 und 5 in: Korinek/Holoubek (Hrsg), Österreichisches Bundesverfassungsrecht, Kommentar, 5. 
Lieferung, 2000. 
4 Auf diese Verknüpfung der Unterrichtssprache mit Art 8 B-VG weisen die EB der RV 345 BlgNR 13. 
GP, 42 bei § 16 Abs 1 SchUG 1986 ausdrücklich hin; Marko, in: Korinek/Holoubek, Rz 5 zu Art 8 B­
VG. 
5 Vgl dazu die Entscheidung des Schweizer Bundesgerichtes im Fall "Association de l'Ecole fran9aise, 
BGE 91 1, 480 ff, 485; Marko, Erläuterungen, Rz 19 zu Art 8 B-VG, in: Korinek/Holoubek, Kommentar. 
e VwGH ErkSlg N F  11.081/A/1983 
7 Wachter, Entscheidungsbesprechung zu OGH, lAS 1989/3, 16, in: lAS 1989/17 (19 f); dagegen: 
Kolonovits, Sprachenrecht in Österreich, 1999, 48. 
8 8 Marko, Erläuterungen zu Art 8 B-VG, Rz 20, in: Korinek/Holoubek, Kommentar. 
9 9§ 10a Abs 1 l 1  StbG und dazu EB d. RV 1283, BlgNR 20. GP, 8. 
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Volksrechte als "pol itische Rechte" der freien und g leichen Bürger gewährleistet wer­
den10. 

Volk" im Sinne des Art 1 B-VG ist aber n icht nur das Staatsorgan im pol itischen Pro­
�ess der Demokratie (Wah len und Abstimmungen), sondern auch der Raum der 
"bürgerlichen Gesellschaft' als Raum der rechtl ich gewäh rleistete� F�eiheit der Bür­
ger, als Privatautonomie, der Privatwirtschaft, der freien Kommunikation und Selbst­
organ isation der Bürger.11 Da auch in d iesem, durch d ie Grundrechte verbürgten 
Freiraum die gesel lschaftl iche und wirtschaftliche Selbstordnung fast durchgehend 
durch deutschsprachige Kommunikation Regeln und Vorschriften gestaltet wird , 
kann auch d ie I ntegration in d ie "bürgerl iche Gesel lschaft" nur in  der "offiziel len Spra­
che" der Republik erfolgreich gel ingen .  

Dass die deutsche Sprache die Sprache des österreichischen Volkes - und daher 
d ie Staatssprache der Republ ik - ist, zeigt sich auch daran ,  dass die österreich ische 
Minderheit in Ita l ien (Südtirol) völkerrechtlich nur durch das Merkmal "Deutschspra­
chig" ("German-speaking") gekennzeichnet wird .12 

Dass das österreichische Volk im staatlichen und gesel lschaftl ichen Bereich auf der 
deutschen Sprache g ründet und darauf die Republ ik als souveräner und demokrati­
scher Nationalstaat beruht (Art 1 B-VG) hat für d ie Anordnung der Schulsprache 
Deutsch g rund legende Bedeutung: Alle verfassungsrechtlichen Bi ldungs- und Ent­
wicklungsziele der österreich ischen Schule (Art 14 Abs 5a und b B-VG) beruhen auf 
der gelungenen I ntegration der fremdsprachigen Schü ler  in die deutschsprachige 
Gesel lschaft, Wirtschafts- und Sozialordnung und das deutschsprachige Rechts- und 
Pol itiksystem der freiheitl ichen Demokratie Österreichs. Die Anordnung der deut­
schen Schulsprache kan n  schon daher als ein integrierender Bestandtei l  des Bi l­
dungs- und Erziehungsauftrages der österreich ischen Schule für fremdsprachige 
Schü ler  verstanden werden . 

2. Die "private Sprachenfreiheit" als Verfassungsprinzip 

a) Das Grundrecht des Art 66 StV Saint Germain 

Art 66 des StV Saint Germain ,  der gemäß Art 149 Abs 1 B-VG im Verfassungsrang 
steht, enthält neben der "Erlaubnis" zur Einführung einer Staatssprache (Art 66 Abs 
4: "Unbeschadet der Einführung einer Staatssprache durch die österreichische Re­
gierung . . .  ") eine "private Sprachenfreiheif' als Grundrecht österre ich ischer Staats­
bürger, das wie folgt formul iert ist: 

Art 66 Abs 3 StV St. Germain  lautet: "Keinem österreichischen Staatsangehörigen 
werden im freien Gebrauch irgend einer Sprache im Privat- oder Geschäftsverkehr ,  
in Angelegenheiten der Relig ion , der Presse oder i rgend einer Art von Veröffentli­
chungen oder in öffentlichen Versammlungen,  Beschränkungen auferlegt." 

Aus der verfassungsrechtlichen Doppelanordnung der Pflicht zur deutschen Staats­
sprache13 und dem Grundrecht der privaten Sprachenfreiheit ergibt sich eindeutig ,  
dass beide Bereiche sach lich untersch ied liche Bereiche regeln und sich daher n icht 
wechselseitig beschränken ,  sondern ergänzen 14 . Nach Art 66 Abs 3 StV Saint Ger-

10 Art 7 Abs 4 B-VG; Pernthaler, Österreichisches Bundesstaatsrecht, 2004, 68. 
11 Art 7 Abs 4 B-VG; Pernthaler, Österreichisches Bundesstaatsrecht, 2004, 68. 
12 Art 1 und 2 des Pariser Abkommens - Gruber-Degasperi Vertrag - vom 5.9.1946. 
1

3 Art 8 B-VG enthält kein Grundrecht des deutschen Sprachgebrauches, sondern eine Verfassungs­
pflicht; Marko, Erläuterungen zu Art 8 Abs 1 B-VG, Rz 18 und 23 - 26 in: Korinek/Holoubek, Kommen­
tar. 
14 So auch Marko, Erläuterungen zu Art 8 Abs 1 B-VG, Rz 20 in: Korinek/Holoubek, Kommentar. 
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main bezieht sich die "private Sprachenfreiheit" n icht nur auf den Bereich des eigent­
l ichen Privatlebens ("Privatverkeh r") ,  sondern auch auf die versch iedenen Bereiche 
gesellschaftlicher Kommunikation,  die in  Österreich durch besondere Grundrechte 
(mit Gesetzesvorbehalten) als "frei" verfassungsrechtl ich gewährleistet werden.15 Da 
d iese allgemeinen Grundrechte in der Regel keinen besonderen Sprachenschutz 
gewährleisten ,  tritt Art 66 Abs 3 StV St. Germain a ls ergänzende erfassungsgarantie 
h inzu und gewährleistet österreichischen Staatsbürgern ihren fremdsprachigen 
Gebrauch . Allerd ings hat d iese Zusatzgarantie keinen Einfluss darauf, ob und in  wei­
chem Ausmaß der jewei l ige besondere (fremdsprachige) Grundrechtsgebrauch 
durch d ie dem betreffenden Grundrechte eigenen Gesetzesvorbehalte oder imma­
nenten "begriffl ichen Schranken" eingeschränkt werden kann .  

Das hat für d ie verbindl iche Anordnung der  Schulsprache Deutsch folgende Konse­
quenzen :  I m  Bereich des eigentl ichen "Privatverkehrs" der fremdsprach igen Schü ler 
untereinander kann d ie Schulsprache Deutsch deshalb angeordnet werden,  wei l  d ie 
Kommunikation der Schü ler untereinander im Schulbereich kein "Privatverkehr' ist, 
da d ie öffentliche Schule durch i h re verfassungsrechtl ich verankerten Schul- und Er­
ziehungsaufgaben (Art 14 Abs 5a B-VG) keine private Angelegenheit der Schü ler ist. 
Da sich d ieselbe Verfassungsproblematik beim Grundrecht der Achtung des Privat­
lebens (Art 8 EMRK) zeigt, wird darauf im folgenden Punkt näher eingegangen.  

Soweit für den Fremdsprachengebrauch der Schü ler  untereinander andere Grund­
rechte in  Betracht kommen - etwa wei l  sie in ih rer Sprache einen Geschäftsverkehr  
entfalten oder e in Presseerzeugn is publ izieren - kann d ie Verwendung der  Schul­
sprache Deutsch deshalb angeordnet werden,  wei l  d ies durch d ie Gesetzesvorbehal­
te in  den betreffenden Grund rechten in  Verbindung mit dem gesetzl ich geregelten 
besonderen Rechtsverhältn is 16 der öffentlichen Schule verfassungsrechtl ich gedeckt 
sein wird . Da der Fremdsprachgengebrauch für sich genommen keinen Einfluss auf 
die besonderen Gesetzesvorbehalte der Geschäfts- oder Kommunikationsgrundrech­
te17 hat, können d iese - so wie für d ie deutschsprachigen Schüler  - durch gesetzlich 
gedeckte Ordnungsvorschriften des Schulbereiches auch für fremdsprach ige Schü ler  
eingeschränkt werden.  D ie Anordnung der Schulsprache Deutsch widerspricht daher 
insgesamt n icht der Verbü rgung der privaten Sprachenfreiheit durch Art 66 Abs 3 StV 
St. Germain .  

b) Sprachenfreiheit als "Achtung des Privatlebens" (Art 8 EMRK) 

Grundsätzl ich gehört der Gebrauch der eigenen Sprache in privater - das heißt in  
n icht-öffentlicher - Kommunikation zum sach l ichen Geltungsbereich des Art 8 
MRK18. Die öffentliche Schule ist aber - auch außerhalb des U nterrichts - kein Raum 
der "Privatheit" im Sinne des Art 8 EMRK. Das erg ibt sich daraus, dass die Schule 
neben den im Leh rplan festgelegten U nterrichtszielen ein "umfassendes erzieheri­
sches Zier zu verwi rkl ichen hat (Art 14 Abs 6 B-VG) und verfassungsmäßig zu ei-

1 5  Im Besonderen handelt es sich dabei um wirtschaftliche und religiöse Grundrechte, Versammlungs-, 
Presse- und Meinungsfreiheit; vgl dazu die oben angeführte Formulierung des Art 66 Abs 3 StV Saint 
Germain in Verbindung mit den Grundrechtskatalogen des StGG und der EMRK. 
16 16Zum "besonderen Rechtsverhältnis" im Licht der Grundrechtsordnung und des Gesetzmäßig­
keitsprinzips siehe: Pernthaler, Der Rechtsstaat und sein Heer, 1964, 179 ff; Antoniolli/Koja , Allgemei­
nes Verwaltungsrecht, 19963, 236 ff; Adamovich/Funk/Holzinger, Osterreichisches Staatsrecht 3. 
Grundrechte, 2003, Rz 41.095 - 41.099 
17 Siehe Art 5, 6, 12, 17a, 18 StGG; Art 9, 10,11 EMRK und Art 1 d. ZP EMRK. 
18 Wiederin, Erläuterungen zu Art 8 EMRK, Rz 33 und 37, in:KorinekiHoloubek, Kommentar, 5. liefe­
rung 2002;Grabenwarter/Pabel, Europäische Menschenrechtskonvention 2012, 233, Rz 12 und 13 .. 
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nem außerordentlich komplexen Bündel von Zielen der "bestmöglichen geistigen, 
seelischen und körperlichen Entwicklung von Kindern und Jugendl ichen" verpflichtet 
werden (Art 14 Abs 5a BVG) ,  d ie auch Regeln und eine Aufsicht in der unterrichts­
freien Zeit in der Schule und bei Schulveranstaltungen , durch verantwortliche Organe 
voraussetzen .  Schon zur Durchsetzung der schulischen Sicherheits- ,  Ordnungs- und 
Aufsichtsbefugn isse, aber vor allem auch zur Verwirklichung der komplexen Erzie­
hungsziele des Art 14 Abs 5a B-VG, insbesondere zur Erlangung der Fäh igkeit "er­
folgreich am Kultur- u nd Wirtschaftsleben Österreichs tei lzunehmen" kann 
rechtl ich verbindl ich d ie  Schulsprache Deutsch angerordnet werden . Diese Maß­
nahme stellt keinen Eingriff in  das Grundrecht des Art 8 EMRK dar, wei l  es sich da­
bei nach der herrschenden Lehre 19 und Jud ikatur des EGMR20 n icht um eine Rege­
lung im Bereich des Privatlebens handelt, sondern um eine den U nterricht ergänzen­
de Ausbi ldungs- und Übungsmaßnahme für fremdsprachige Schü ler zur Verfolgung 
verfassungsrechtl ich angeord neter Ziele der Schule.  

Das Grundrecht des Art 8 EMRK ist daher von d ieser schul rechtlichen Anordnung -
die der Verwirklichung des Grundrechts auf Bi ldung der fremdsprach igen Schü ler 
d ient21 - n icht betroffen,  wei l  keine "Privatsphäre" der Schüler berührt wird .  Eine 
rechtliche U ntersuchung , ob d ie schulrechtliche Anordnung im Gesetzesvorbehalt 
des Art 8 Abs 2 EMRK gedeckt ist22 , erübrigt sich daher. Die Anordnung der Schul­
sprache Deutsch ist n icht dem sach l ichen Geltungsbereich der privaten Sprachen­
freiheit, sondern - als hoheitliche schul rechtliche Maßnahme - dem Geltungsbereich 
des Verfassungsprinzips "Staatssprache" zuzuordnen.  

111. Der G leichheitsgrundsatz im Verhältnis zwischen deutschsprachigen und 
Schülern mit einer anderen Erstsprache 

1. Al lgemeine Erwägungen 

Die Anordnung der Schulsprache Deutsch schafft einen U nterschied zwischen 
deutschsprachigen Schü lern - für die d iese Anordnung wegen ihrer Deutschspra­
chigkeit keine Verpfl ichtung bedeutet - und Schü lern mit einer anderen Erstsprache, 
d ie daher rechtl ich gezwungen werden, n icht in ihrer  Muttersprache, sondern in der 
"Schulsprache" zu sprechen .  Wenn d iese Anordnung daher n icht aus sach l ichen und 
rechtl ichen Gründen gerechtfertigt werden kann ,  würde sie gegen den Gleichheits­
g rundsatz verstoßen ,  der eine Differenzierung der Staatsbürger und Menschen nach 
der Sprache ohne sachl iche Rechtfertigung aussch l ießt.23 I n  der Folge sol l  daher 
untersucht werden,  welche Bedeutung der Gleichheitsgrundsatz für das Schulrecht 
hat und welche sach l ichen Rechtfertigungsgründe für d ie Anordnung der Schulspra­
che Deutsch in Betracht kommen . I nfolge der besonderen Bedeutung des G leich­
heitsgrundsatzes als Verhältn ismäßigkeitsprinzip in der Grund rechtsdogmatik und 

19 Vgl dazu die Abgrenzung der "Privatsphäre" des Art 8 MRK vom Offentlichkeits- und Gesellschafts­
bezug bei Berka, Die Grundrechte, 1999, Rz 460 und den Bezug schulischer Hoheitsmaßnahmen zu 
den Grundrechten des Bildungswesens, ebenda, Rz 683 ff. 
20 Vgl dazu insbesondere den "Belgischen Sprachenfalf' 23.7.1968, Serie A Nr 6, EuGRZ 1975, 298, Z 
11. 19: "Ein Kind mit einer anderen Muttersprache zu zwingen, die Landessprache gründlich zu erler­
nen, kann nicht als Akt der Entpersönlichung bezeichnet werden und greift daher nicht in das Privatle­
ben ein". Zustimmend: Wiederin, Erläuterungen zu Art 8 EMRK, Rz 46 in: Korinek/Holoubek, Kom­
mentar 
21 Art 2 1. ZP EMRK; Berka, Grundrechte, Rz 683 
22 Vgl dazu eingehend die Rechtsgutachterliche Stellungnahme des Verfassungsdienstes im Amt der 
Oö Landesregierung vom 5.2.2016, 12 ff. 
23 23Art 7 B-VG, GG StV St. Germain, BVG gegen Rassendiskriminierung als Recht der Ausländer­
gleichbehandlung, VfSlg 15.836/2000 ua 
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Jud ikatur ist d iese Anord nung auch an d iesem wichtigen Maßstab für Grund­
rechtseingriffe zu beurtei len . 

2. Die gleiche Zugängl ichkeit der öffentl ichen Schule 

Offensichtlich i n  Übereinstimmung mit dem Gleichheitsgrundsatz formuliert Art 14 
Abs 6 B-VG d ie "allgemeine Zugängl ichkeit" der öffentlichen Schulen derart, dass 
gewisse D ifferenzierungen der Schüler - darunter auch "Unterschiede der Sprache" 
- ausdrücklich als unzulässig erklärt werden.  Die al lgemeine Zugängl ichkeit der öf­
fentl ichen Schulen ist damit ein besonderes verfassungsgesetzlich gewährleistetes 
Grundrecht, das sich vom al lgemeinen Gleichheitsgrundsatz durch seinen umfas­
senden persönl ichen Geltungsbereich a ls "Menschenrecht' aber auch durch seinen -
inhaltl ich n icht näherer präzisierten Gesetzesborbehalt - unterscheidet. Die "al lge­
meine Zugäng lichkeit" wird näml ich durch Art 14 Abs 6 B-VG in den "Rahmen der 
gesetzlichen Voraussetzungen" der Aufnahme in d ie Schule gebunden . In Ausfüh­
rung d ieses Gesetzesvorbehalts wird einerseits d ie Unterrichtssprache der Schulen 
festgelegt. Das ist regelmäßig d ie deutsche Sprache soweit n icht besondere Rege­
lungen - etwa für d ie autochthonen Minderheiten oder den Fremdsprachenunterricht 
getroffen werden.24 Anderseits wi rd als Aufnahmebed ingung die Beherrschung der 
Unterrichtssprache und eine darauf gerichtete Verpflichtung der Erziehungsberech­
tigten angeordnet.25 Wenngleich d ie deutsche U nterrichtssprache in der verfassungs­
rechtl ichen Verankerung der deutschen Staatssprache (Art 8 B-VG) begründet ist, 
bedeutet ihre gesetzliche Anordnung und das Erfordernis ihrer  ausreichenden Be­
herrschung als Aufnahmebed ingung in d ie Schule eine klare rechtl iche D ifferenzie­
rung zwischen deutschsprach igen Schü lern und Schü lern mit einer anderen Erst­
sprache, deren sach l iche Rechtfertigung im deutschsprach igen Nationalstaat Öster­
reich al lerd ings auf der Hand l iegt und daher auch vom EGMR ganz a l lgemein a ls 
zulässig bejaht wurde.26 

Für d ie h ier zu prüfende Rechtsfrage der Zulässigkeit der Schulsprache Deutsch be­
deutet d ies, dass die allgemeine Zugänglichkeit der öffentlichen Schule für Schü ler 
m it einer anderen Erstsprache jedenfal ls n icht dadurch in  ihrem verfassungsrechtl i­
chen Charakter als besondere Gleich heitsgarantie beeinträchtigt wird ,  dass besonde­
re gesetzliche Vorschriften zur Förderung der Schü ler  für den deutschsprachigen 
Unterricht und zur Förderung der Integration in d ie deutschsprachige Klassenge­
meinschaft getroffen werden .  Solche Vorschriften sind jedenfal ls im Gesetzesvorbe­
halt des Art 14 Abs 6 B-VG gedeckt und sach l ich nach den im folgenden Punkt spe­
zifizierten Kriterien gerechtfertigt. 

3. Schulsprache Deutsch als sachl ich gerechtfertigte Maßnahme 

Die verbind liche Anordnung der Schulsprache Deutsch ist für fremdsprachige Schü­
ler aus den folgenden Erwägungen eine sach l ich gerechtfertigte Maßnahme: 

a) Förderung der Beherrschung der Unterrichtssprache 

Zwar ist d ie Beherrschung der Unterrichtssprache im M in imalumfang des § 3 SchUG 
( "  ... soweit beherrscht, dass er dem Unterricht folgen kann") bereits eine Vorausset­
zung der Aufnahme in die Schule. Die Verpfl ichtung zum Gebrauch der deutschen 
Sprache auch in den Pausen und in Schulveranstaltungen fördert jedenfal ls durch 
den erweiterten Sprachgebrauch d ie bessere Beherrschung der deutschen Sprache 

24 Siehe § 16 SchUG. 
25 Vgl dazu §§ 3 ff SchUG 
26 Belgischer Sprachenfalf' vom 23.7.1968, EuGRZ 1975, 298, Z 11. 19 (siehe FN 20). 
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und ist damit eine wertvolle Ergänzung der beschränkten münd lichen Ü bungsmög­
l ichkeiten der einzelnen Schü ler wäh rend des Unterrichts. D ies ist eine wichtige Er­
weiterung der notwendigen sprachlichen Übung gerade für Schü ler, die im Famil ien 
und Bekanntenkreis regelmäßig n icht die deutsche Sprache verwenden .  

b) Erfüllung der verfassungsrechtlichen Bildungs- und Erziehungsziele 

Die so effizient erweiterten Übungsmöglichkeiten des deutschen Sprachgebrauches 
sind aber auch eine Voraussetzung dafür, dass die öffentl iche Schule d ie ihr  verfas­
sungsmäßig aufgetragenen Bi ldungs- und Erziehungsaufgaben der I ntegration der 
fremdsprachigen Schüler wi rksam erfü l len kann .  D ies g i lt insbesondere für die Auf­
gesch lossenheit für das "politische, religiöse und weltanschauliche Denken anderer' 
- näml ich auch der deutschsprachigen Österreicher - und für d ie Fäh igkeit "der Teil­
nahme am (deutschsprachigen) Kultur- und Wirtschaftsleben Österreichs", aber auch 
für die den Schü lern zu vermittelnden Wertgrund lagen (Art 14 Abs 5 B-VG).  Ohne 
erweiterte Anwendung und Gebrauch der deutschen Sprache im Schulal ltag sind 
d iese außerordentlich komplexen Kommunikations- und I ntegrationsaufgaben der 
Schule für Fremdsprach ige n icht im gesetzlich und lehrplanmäßig vorgesehen Stan­
dard durchführbar. 

c) Integration der Schüler untereinander 

Eine ganz wichtige I ntegrationsleistung der deutschen Schule für Fremdsprachige 
erbringen d ie Schüler in ihrer Kommunikation und ihren sozialen Beziehungen unter­
einander. Auch d iese unbed ingt notwendige I ntegrationsaufgabe kann d ie Schule 
besser und wi rkungsvoller erbringen ,  wenn d ie Schulsprache Deutsch al lgemein ver­
bindl ich angeord net wird . N icht zu übersehen ist dabei d ie wichtige Auswirkung d ie­
ser Maßnahme für d ie deutschsprachigen Schü ler, deren notwend ige "Humanität, 
Solidarität, Offenheit und Toleranz" (Art 14 Abs 5a B-VG) gegenüber den Fremd­
sprachigen im al lgemeinen wirksam durch die al ltäg l iche sprachliche Kommunikation 
und Nähe mit den fremdsprachigen M itschülern hervorgebracht und gefördert wer­
den kann .  

d) Interessen der Schulordnung und Schulaufsicht 

Die Verwendung der Schulsprache Deutsch in  den Pausen ,  auf dem Schulgelände 
und bei Schulveranstaltungen d ient aber auch wesentlichen I nteressen der Einhal­
tung der Regeln der Schulord nung (§§ 43 ff SchUG) und der darauf gerichteten Auf­
sichtspfl icht der Schule.27 E ine wirksame Verh inderung von Störungen und Gefähr­
dungen des Schulbetriebes und die Verhinderung von M issbräuchen wie Mobbing , 
And rohung von Gewalt uä setzt das Verständnis sprach licher Kommunikation der 
Schü ler untereinander und durch die schul ischen Aufsichtsorgane voraus, was durch 
d ie Anordnung der Schulsprache Deutsch jedenfal ls besser gewäh rleistet wird als 
durch organisierten Fremdsprachengebrauch der Schü ler. 

4. Beurtei lung u nter dem Verhältnismäßigkeitsprinzip 

Ein besonderer Aspekt des Gleichheitsgrundsatzes, der in der europäischen und na­
tionalen Grund rechtsjud ikatur eine aussch laggebende Bedeutung gewonnen hat, ist 
d ie Prüfung staatl icher Eingriffe in  Freiheiten und Rechtsgüter der Bürger unter dem 
Maßstab des Verhältnismäßigkeitsprinzips.28 Die Prüfung der gesetzl ichen Anord-

27 Vgl § 51 Abs 3 SchUG und den Aufsichtserlass 2005 des zuständigen SM. 
28 Pernthaler, Sundesstaatsrecht, 656 ff; ÖhlingerlEberhard, Verfassungs recht, 201410, Rz 715 - 718, 
888 - 892. 
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nungen und ind ividuel len Eingriffe durch d ie Gerichte folgt dabei einem standard isier­
ten Prüfungsverfahren dessen einzelne Schritte im Folgenden auf d ie Anordnung der 
Schu lsprache Deutsch und die mögl ichen Sanktionen für d iese Anordnung ange­
wendet werden.  

a) Begründung in einem legitimen öffentlichen Interesse 

Damit man d ie ausschlaggebende Zweck-M ittel-Relation und die notwendige Abwä­
gung zwischen Eingriff und öffentlichem Interesse durchführen kann muss man zu­
nächst die Zielsetzung der Maßnahme identifizieren und als öffentl iches I nteresse 
erkennen. D ie Zielsetzung der Anordnung Schu lsprache Deutsch ist - wie in d ieser 
U ntersuchung mehrfach ausgeführt wurde - komplex. Einerseits soll dadu rch das 
Bi ldungs- u nd U nterrichtsziel der bestmögl ichen Beherrschung der deutschen Spra­
che gefördert werden; anderseits sol len d ie verfassungsmäßig gebotenen Bi ldungs­
u nd Erziehungsziele des Art 14 Abs 5a B-VG gefördert werden ,  i nsbesondere die 
Fähigkeit, am Ku ltur- und Wirtschaftsleben Österreichs tei lzunehmen, für Schü ler mit 
e iner anderen Erstsprache durch ausreichende Übung gezielt verbessert werden; 
sch l ießl ich d ient d iese Anord nung vor al lem der erfolgreichen I ntegration d ieser 
Schü lerg ruppe in d ie Klassen- und Schu lgemeinschaft u nd in der Folge auch in das 
pol itische,  rechtliche und soziale System der Republ ik als deutschsprach igen Natio­
nalstaat. So wie al le schu l ischen Bi ldungsziele ist auch das mit der Anordnung der 
Schu lsprache Deutsch verfo lgte Ziel g leichzeitig ein ind ividuel les, gesellschaftliches 
und staatl iches I nteresse , aber in a l len d iesen Aspekten ein legitimes öffentl iches 
I nteresse des Staates als Träger der öffentl ichen Schu le und Gestalter des Schul­
rechts an d iesen staatl ichen Bi ldungs- u nd Erziehungseinrichtungen .  

b) Eignung der Maßnahme, diese Ziele zu erreichen 

Ob d ie Anordnu ng der Schu lsprache Deutsch geeignet ist, den fremdsprach igen 
Schü lern d ie erforderlichen Deutschkenntn isse für d ie zuvor angeführten Zielsetzun­
gen zu verschaffen ,  ist g ru ndsätzlich vom nationalen Gesetzgeber im Rahmen eines 
weiten politischen Prognosespielraumes zu beurtei len . D ieser Beurte i lung kann nur 
dann entgegengetreten werden , wenn die Maßnahme von vorneherein und k lar  er­
kennbar ungeeignet ist, d ie leg itimen öffentlichen I nteressen , d ie sie verfolgt, zu er­
reichen .  Dass die Anordnung der Schu lsprache Deutsch so extrem u ngeeignet wäre, 
d ie erforderlichen Deutschkenntn isse zu verbessern und d ie I ntegration der Fremd­
sprach igen zu fördern , kann n icht s innvol l  angenommen werden.  

c) Die Erforderlichkeit der Anordnung 

Im nächsten Schritt ist sch l ießl ich zu prüfen,  ob die Anordnung der Schu lsprache 
Deutsch erforderlich ist, das heißt, ob der Staat dadurch in die Fre iheit der fremd­
sprach igen Schü ler n icht "übermäßig" (so wen ig als notwend ig) e ingre ift. Nach der 
europäischen Grundrechtsjudikatur sol l zwischen den öffentl ichen Zielen u nd der 
Schwere des Eingriffes e iner staatl ichen Maßnahme in private Rechtsgüter oder 
Freiheiten eine "faire Balance" herrschen?9 Ebenso wie bei der Geeignetheit, kommt 
auch bei der Erforderl ichkeit der Maßnahme primär das Entscheidungsrecht dem 
Gesetzgeber zu; nur  wenn seine Einschätzung unvertretbar ist, heben die Gerichte 
die Maßnahme aueo Die Erforderl ichkeit der Anordnung Schu lsprache Deutsch l iegt 
offenku nd ig dari n ,  dass nach al len praktischen Erfahrungen ab e inem bestimmten 

29 Korinek, Erläuterungen zu Art 1 1. ZP EMRK, Rz 12 in: Korinek/Holoubek, Kommentar, 7. Lieferung, 
2005 
30 Pe rn th aler, Bundesstaatsrecht 657; vgl dazu die umfassende Dokumentation der einschlägigen 
Judikatur bei: OhlingerlEberhard, Verfassungsrecht, Rz 891 
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Prozentsatz der Fremdsprachigen d ie deutsche Sprache von d iesen Schü lern au­
ßerhalb des Unterrichts in der Schu le n icht verwendet wird; soweit sie doch verwen­
det wird , ist das Ziel der Anordnung erreicht u nd l iegt keine freiheitsbeschränkende 
Maßnahme vor. Zur Erreichung des angestrebten Zieles einer allgemeinen Verwen­
dung der deutschen Schu lsprache g ibt es aber keine andere Maßnahme als die ver­
bind liche Anordnung .  

d) Die Angemessenheit des rechtlichen Zwanges 

Selbst wenn d ie Anordnung im öffentlichen I nteresse begründet, geeignet und erfor­
derl ich ist, prüfen die Gerichte in e inem letzten ,  entscheidenden Schritt auch noch 
die Adäquanz (Angemessenheit) des Eingriffes im Lichte der damit verfolgten öffent­
l ichen I nteressen .  Es kommt h ier zu einer Güterabwägung zwischen der Schwere 
des Grundrechtseingriffes und dem Gewicht der d iesen Eingriff rechtfertigenden 
Gründe im Lichte der nationalen und europäischen "Standards einer demokratischen 
Gesellschaff,.31 Wäh rend die europäische Rechtsprechung h ier den M itg l iedstaaten 
einen weiten Spielraum der nationalen Wertung zUbi l l igt32 , bemüht sich d ie nationale 
Verfassungsrechtsprechung h ier um einen Ausg leich zwischen autonomer Prüfungs­
kompetenz und der in  der Gewaltentei lung zwischen Gesetzgebung und Justiz be­
gründeten Zurückhaltung gegenüber den politischen Zielsetzungen des demokrati­
schen Gesetzgebers. 33 

U nter Berücksichtigung d ieser rechtl ichen Entscheidungsstrateg ien ist die Angemes­
senheit (Adäquanz) des Rechtsranges der Schu lsprache Deutsch für fremdsprachige 
Schüler wie folgt zu beurtei len : Unter Berücksichtigung der (verfassu ngsrechtl ich un­
bestrittenen) Verpfl ichtung zur Beherrschu ng der deutschen U nterrichtssprache als 
Voraussetzung der Aufnahme als ordentl icher Schü ler  (§ 3 SchUG),  ist d ie Verpfl ich­
tung zum Gebrauch dieser Sprache auch außerhalb des Unterrichts, aber in der 
Schule ein verg leichsweise geringer E ing riff, wei l  ja die Beherrschung der angeord­
neten Sprache vorausgesetzt wird .  Dafür sind d ie Gründe für d iese Anord n u ng i n  den 
schu l ischen Bi ldungszielen im Allgemeinen , insbesondere in der dadurch zu erlan­
genden Fäh igkeit zur I ntegration in das gesellschaftliche und politische System sowie 
in das Ku ltur- und Wi rtschaftsleben des deutschsprach igen Österreichs (Art 14 Abs 
5a B-VG) und in dem besonderen Bi ldungsziel der Übung und praktischen Vervoll­
kommnung des deutschen Sprachgebrauchs so schwerwiegend , dass der damit ver­
bundene rechtliche Zwang zur Anwendung der deutschen Sprache im Schu lbereich 
im Licht der einsch läg igen Rechtsprechung des EGMR (Belgischer Sprachenfal l!) 
und des VfGH jedenfal ls g ru ndsätzl ich als angemessen (adäquat) erscheine4 . 

e) Angemessenheit der Sanktionen und Ausnahmeregelungen 

Einer besonderen Prüfung soll d ie Frage der rechtlich vorgesehenen Zwangsmaß­
nahmen und Sanktionen einer verbind l ichen Anordnung der Schu lsprache Deutsch 
im Lichte des Verhä ltn ismäßigkeitsprinzips unterzogen werden . Klar ist von vorne­
here in ,  dass das Sanktionensystem sich im Rahmen des al lgemein schu l ischen Er­
ziehungs- und Ordnungssystems der Schu lord nung zu halten hat (§§ 43 ff SchUG) 
und keine schwerwiegenden Sonderstrafen für sprachunwil l ige fremdsprach ige 

3 1  Vgl dazu die Formulierungen der Gesetzesvorbehalte in den Grundrechten der Art 6, 8, 9, 10, 11 
EMRK. 
32 "Margin of appreciation", vgl dazu: Grabenwarter/Pabe/, Menschenrechtskonvention, 131 
33 Judicial Restraint, vgl dazu: Pernthaler, Bundesstaatsrecht, 572 
34 Vgl dazu die lange Liste der nach der VfGH-Judikatur "sachlich gerechtfertigten Differenzierungen" 
beiÖhlinger/Eberhard, Verfassungsrecht, Rz 778. 
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Schü ler  einführen darf. Darüber h inaus sol lte auch erwogen werden,  im Sinne des 
Gleichheitsgrundsatzes sachl ich notwend ige Ausnahmen oder Korrekturen der a l l­
gemeinen Verpfl ichtung zur Deutschsprach igkeit für den Einzelfal l  vorzusehen und 
eine entsprechende Ermächtigung in  eine a l lgemeine gesetzl iche Regelung oder au­
tonome Schulvorschrift aufzunehmen .  

IV. Das BVG über d ie  Rechte von Kindern a ls  Grundrecht und Gewährleis­
tungsverpfl ichtung des Staates 

1. Al lgemeine Erwägungen 

Das BVG Kinderrechte35 ist d ie (teilweise) verfassungsrechtl iche Umsetzung der 
Kinderrechtskonvention von 1989, die Österreich nur u nter Erfü l lungsvorbehalt auf 
einfachgesetzlicher Ebene genehmigt hae6. Das BVG geht einen M ittelweg zwischen 
einer vol lständ igen verfassungsrechtlichen Umsetzung der 54 Artikel der Kinder­
rechtskonvention und der im Österreich-Konvent geplanten Lösung e iner einzigen 
Kinderrechtsbestimmung37. I nhaltl ich umfasst das BVG Kinderreche acht Artikel ,  von 
denen für das Schu l recht nu r  Art 1, 4, 5, 6 und der Gesetzesvorbehalt des Art 7 
maßgeblich sein  können . Für  d ie h ier zu beurteilende Rechtsfrage ist überhaupt nu r  
Art 1 in Verbindu ng mit Art 7 relevant, wei l  d ie  übrigen Artikel den  Gegenstand 
"Schu lsprache" n icht berühren.  

Art 1 tei lt m it den übrigen Artikeln des BVG Kinderrechte d ie komplexe Struktur als 
l iberales und soziales Gru ndrechte mit einem starken Programmcharakter für d ie ein­
fache Gesetzgebung und einer umfassenden Gewährleistungspfl icht der staatl ichen 
Umsetzung und Vorsorge und desstaatl ichen Schutzes gegen die verpönten E inwir­
kungen auf das Kind .38 

I nhaltl ich enthält Art 1 BVG Kinderrechte einen umfassenden Anspruch auf Schutz 
und Fürsorge des Kindes u nd auf Wahrung seiner I nteressen sowie e inen besonde­
ren Vorrang des Kindeswohls bei a l len Kinder betreffenden Maßnahmen öffentl icher 
und privater E inrichtungen .  

D a  der personel le Geltungsbereich "Kinder" für Menschen bis zum 18. Lebensjahr 
angenommen wird39 , ist das Schu l recht in e inem seh r  weiten Umfang davon inhalt­
l ich betroffen.  Al lerd ings ist d ie schu l rechtl iche Konkretisierung des Art 1 B-VG Kin­
derrechte inhaltl ich weitgehend du rch die programmatisch außerordentlich detai l l ierte 
Verfassungsnorm des Art 14 Abs 5a B-VG vorweggenommen, deren komplexe Bi l­
dungs- u nd Erzieh ungsziele das Kindeswohl  in sehr umfassender Weise zu sichern 
trachten .  Man wird daher von keiner inhaltl ichen Derogation d ieses besonderen 
schu l rechtl ichen Verfassungsprogrammes ausgehen kön nen4o, sondern al lenfal ls 
von einer partiellen rechtsstruktu rel len Ergänzung du rch d ie spätere komplexe 
Grundrechtsformulierung des BVG-Kinderrechte , da ja zweifelhaft sein kann ,  ob Art 
14 Abs 5a B-VG überhaupt e ine Grundrechtsgewährleistung darstel lt. Die Konse-

35 Bundesverfassungsgesetz über die Rechte von Kindern, BGBII, 2011/4. 
36 BGBI 7/1993 
37 Fuchs, Kinderrechte in der Verfassung, in: LienbacherlWielinger (Hrsg), Öffentliches Recht, Jahr­
buch 2011, 91 ff. 
38 Weber, Das BVG über die Rechte der Kinder, in: FS Berka, 2013, 263 ff; derselbe, Kinderrechte in 
der Verfassung und ihre Auswirkungen auf das Schulrecht, in: Österreichische Gesellschaft für Schule 
und Recht, Symposium 2012, 9 ff, 12 - 14. 
39 Fuchs, Jahrbuch, 103 ff 
40 So auch Weber, Symposium 2012, 14. 
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quenzen d ieser rechtsstruktu rel len Ergänzung für das Problem Schu lsprache 
Deutsch - die durchaus überraschend sind - sollen im Folgenden erörtert werden.  

2. Art 1 BVG Kinderrechte als grundrechtl iehe Gewährleistungsgarantie im 
Schu l recht 

Gewährleistungsgarantien sind g rund rechtl iche Verpfl ichtungen des Staates, durch 
positives Handeln für die Ausübbarkeit des Grundrechts und Verwirkl ichung der 
Grundrechtsziele zu sorgen41. Art 1 BVG Kinderrechte normiert eine sehr  umfassen­
de Gewährleistungspflicht des Staates für das Kindeswohl ,  d ie für s ich genommen 
wegen ih rer  Allgemeinheit ("Breitlandbestimmung") kaum mehr als ein " Interpretati­
onsmaßstab für a l le schu l rechtl ichen Vorschriften" ist42 . Al lerd ings gewinnt die Be­
stimmung im Zusammenhang mit Art 14 Abs 5a und b B-VG und der Qual ifikation 
des rechtl ichen Status des Schü lers a ls "besonderes Rechtsverhältnis" sehr klare 
Konturen ,  d ie auch für das h ier  zu behandelnde Rechtsproblem Schu lsprache 
Deutsch eindeutige Aussagen ermög l ichen . 

a) BVG Kinderrechte als grundrechtJiche Konkretisierung der Staatszielbestimmun­
gen des Art 14 Abs 5a B-VG 

Wen n  man mit gutem Recht davon ausgehen kann ,  dass Art 14 Abs 5a B-VG "we­
sentliche Elemente eines kindergerechten Schulsystems" enthä lt und Ziele statu iert, 
"die sich auch in der Kinderrechtskonvention finden und immanent auch dem BVG 
Kinderrechte innewohnen",43 so muss man nach al len Regeln der Verfassu ngsausle­
gung davon ausgehen ,  dass die beiden verfassungsrechtlichen Bestimmungen als 
normative E inheit auszulegen s ind ,  da e ine Derogation wegen ih res inhaltl ichen Ver­
hältn isses zueinander auszusch l ießen ist44 . Das bedeutet, dass jede e inzelne bi l­
dungs- und erziehungspolitische Zielbestimmung des Art 14 Abs 5a B-VG auch als 
Verpflichtung des Staates zu verstehen ist, sie gesetzl ich und adm inistrativ, aber 
auch pädagog ischdidaktisch im Schula l ltag umzusetzen ,  um die damit verbundenen 
rechtl ichen Konkretisierungen des Kindeswohls in der Schule g rundrechtl ich für d ie 
Kinder wirksam werden zu lassen.  Nur  auf d iesem Weg ist näml ich Art 1 BVG Kin­
derrechte als Grundrecht überhaupt in der Schu le umsetzbar.45 

Für  das Problem Schulsprache Deutsch bedeutet d ies: Ist d ie verbindl iche Anord­
nung notwendig , um bestimmte Ziele des Art 14 Abs 5a B-VG wirksam zu unterstüt­
zen , i nsbesondere um "die Aufgesch lossenheit gegenüber dem pol itischen ,  rel ig iö­
sen und weltanschaul ichen Denken zu fördern" und die fremdsprach igen Schü ler  
besser zu befähigen ,  am Kultur- und Wirtschaftsleben und am pol itischen System 
des (deutschsprach igen) Österreichs tei lzunehmen", so ist der Gesetzgeber gerade­
zu g ru nd rechtlich aus Art 1 BVG Kinderrechte verpflichtet, eine derartige Anordnung 
zu erlassen .  D ie Struktur des Art 1 BVG Kinderrechte als individuelles Grundrecht 
("Jedes Kind hat Anspruch . . .  ") verbürgt al lerd i ngs g leichzeitig , dass die generel le 
Anordnung der Schu lsprache Deutsch rechtl ich so gesta ltet werden muss, dass auf 
Grund einer entsprechenden Ermächtigung d ie sach lich notwendigen und damit 

4 1  Holoubek, Grundrechtliche Gewährleistungspflichten, 1997; Pernthaler, Bundesstaatsrecht, 635 ff; 
OhlingerlEberhard, Verfassungsrecht, Rz 694 ff. 
42 So Wieser, Kinderrechte versus Schülerrechte, in: Österreichische Gesellschaft für Schule und 
Recht (Hrsg),Symposium 2012, 35 f. 
43 Weber, Symposium 2012, 14. 
44 Grundsatz der Einheit der Verfassung in der Auslegung, Pernthaler, Der Verfassungskern, 1998, 55 
f. 
45 "Menschenrechtlicher Realisationsprozess", vgl dazu: Pernthaler, Allgemeine Staatslehre, 19962, 
282 ff. 
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schon auf Gru nd des Gleichheitsgrundsatzes gebotenen (siehe vorigen Abschn itt 
d ieser U ntersuchung) Ausnahmen oder Sonderregelu ngen für den E inzelfa l l  zu lässig 
bleiben . 

b) Die GarantensteIlung des Staates aus dem besonderen Rechtsverhältnis der 
Schüler 

Die Schü ler unterl iegen durch die "Aufnahme in  die Schu le" einem besonderen 
Rechtsverhältnis, das zwar in seinen Grundzügen gesetzlich geregelt ist, darüber 
h inaus aber durch eine Reihe besonderer "innerer Rechtsnormen" (Schulordnung,  
Hausordnung ,  Erlässe gemäß § 44 Sch UG ua) u nd Anordnungen näher ausgestaltet 
ist u nd du rch besondere Sanktionen ,  wie "Erziehungsmittel" und Ausschluss von der 
Schu le (§§ 47 und 49 SchUG) durchgesetzt werden kann .  Gleichzeitig ist das be­
sondere Rechtsverhältn is der Schü ler durch besondere Grundrechtsbeschränkungen 
charakterisiert ,  d ie sich aus dem Zweck, der Eigenart und den Aufgaben der öster­
reich ischen Schu le (§ 2 Schulorganisationsgesetz) und ih rer Veranstaltungen erge­
ben und d ie i n  den Gesetzesvorbehalten der betreffenden Grundrechte gedeckt 
sind .46 Aus dem besonderen Rechtsverhältn is und den damit verbundenen Rechts­
beschränku ngen und besonderen Pflichten folgt nach richtiger Auffassung eine be­
sondere "Garantenstellung" des Staates.47 Sie äußert sich in einer speziel len Schutz­
und Fürsorgepfl icht, d ie fre iheitsbeschrän kende Auswirkungen des besonderen 
Rechtsverhältn isses nach Mögl ichkeit so erträgl ich gestalten und begrenzt halten 
sol l ,  dass der gesetzliche Zweck des besonderen Rechtsverhältn isses noch erreich­
bar bleibt. D iese spezifische Schutz- und Fürsorgepflicht des Staates folgt e inerseits 
aus dem persönlichen Naheverhältnis, das charakteristisch für das besondere 
Rechtsverhältnis ist; anderseits aus dem grundrechtlich begründeten Verhältn ismä­
ßigkeitsprinzip,  das Fre iheitsbeschränkungen der E ing l iederung sach lich streng 
begrenzt. 

Aus der Fürsorgepflicht gegenüber den rechtl ich Eingegl iederten können auch aktive 
Leistungen des Staates erforderl ich werden,  wie sie gerade für das Schu ldverhältn is 
zum Schutz und dem Wohl der Kinder ty� isch s ind .  Neben der wirksamen Durchset­
zung des Gewaltverbotes an der Schu le4 kann aber auch d ie Sicherung der "körper­
lichen Entwicklung und Gesundheit der Schüler' (Art 1 4  Abs 5a B-VG) spezielle Für­
sorgepfl ichten für d ie Organe der Schu lorgan isation und des Unterrichts begründen .  

Ist man - wie h ier - der  Auffassung ,  dass d ie zur Erreichung der Bi ldungsziele des 
Art 1 4  Abs 5a BVG notwendige Übung des deutschen Sprachgebrauches der fremd­
sprach igen Schü ler  nur durch d ie al lgemeine Anordnung der Schu lsprache 
Deutsch erreicht werden kann ,  ist auch d iese Anordnung als Konsequenz der Ga­
rantien und Fürsorgepfl icht des Staates im besonderen Rechtsverhältnis der Schule 
begründet und nach den im vorigen Punkt angeführten Grundsätzen einer notwendi­
gen Berücksichtigung von sach l ich begründeten Sonderregelungen für den Einzelfal l  
g rundrechtskonform auszugestalten .  

46 Vgl zum besonderen Rechtsverhältnis die Hinweise bei Perntha/er, Bundesstaatsrecht, 592 f ;  Anto­
niolli/Koja, Verwaltungsrecht, 236 ff; für die Schule; Juranek, Schulverfassung und Schulverwaltung in 
Österreich und Europa, Bd I, Das österreich ische Schulrecht, 1999, 101 ff; Mayer, Rechtsstaatliche 
Aspekte des Schulwesens, RdS 1979, 5 ff (7); die frühere deutsche Literatur zum "besonderen Ge­
wa/tverhä/tnis" ist weitgehend rechtlich überholt. 
47 Grundlegend: Markus Müller, Das besondere Rechtsverhältnis, 2003; 241 ff und 141; Losche/der, 
Vom besonderen Gewaltverhältnis zur öffentlich-rechtlichen Sonderbindung, 1982, 340 ff; derselbe, 
Grundrechte im Sonderstatus, in: Isensee/Kirchhof, Handbuch des Staatsrechts, Bd V, 1 992, 825 ff. 
48 Art 5 BVG Kinderechte; Wieser, Symposium 2012: Schutzpflicht der Lehrer gegen andere Schüler. 
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v. Zusammenfassu ng i n  Leitsätzen 

1 .  Die Festlegung der deutschen Sprache als "Staatssprache der Republ ik" (Art 8 
B-VG) bedeutet zunächst, dass d ie Republ ik - in bewusster Abkehr von der Monar­
chie - sich als Nationalstaat auf Grund der Souveränität des deutschsprachigen 
Volkes begründet hat. Dies stimmt mit der h istorischen Gründung der Republ ik durch 
die deutschsprach igen Abgeordneten des Reichsrates überein ,  d ie s ich als "Natio­
naiversammlung für Deutschösterreich" revolutionär konstituierten .  D ie Verpfl ichtung 
der Staatsorgane und Staatsbürger (mit d iesen) Deutsch zu sprechen , ist die Konse­
quenz der Nationalstaatl ichkeit ,  d ie - anders als der National itätenstaat - eine ein­
heitliche Staatssprache erst ermög l icht. Die Staatssprache ist daher die Sprache des 
österreich ischen Volkes als Souverän (Art 1 B-VG) ,  das ist die Summe der deutsch­
sprach igen Staatsbürger als Träger der "pol itischen Rechte" und der Grundrechte 
einer "demokratischen Gesellschaft" (EMRK) .  

2. Die verfassungsrechtlich du rch Art 66 Abs 3 StV Saint Germain gewährleistete 
"private Sprachenfreiheit" ist e in Grundrecht der Staatsbürger und ergänzt den 
sachl ichen Geltungsbereich der Verfassungsfreiheit zur Verwendung der deutschen 
Staatssprache, ohne d iesen inhaltl ich zu beschränken oder sonst zu verändern . Die 
"private Sprachenfreiheit" bezieht sich n icht nur auf den Bereich des eigentlichen Pri­
vatlebens,  sondern auch auf die verschiedenen Bereiche gesellschaftl icher Kommu­
n ikation ,  d ie durch besondere Gru ndrechte (mit Gesetzesvorbehalt) verfassungs­
rechtlich als "frei" gewährleistet werden. Die Schu lsprache Deutsch kann im Bereich 
der privaten Sprachenfreiheit deshalb angeord net werden,  wei l  d ie Kommunikation 
der Schü ler  untereinander in der Schu le kein  "Privatverkehr" im Sinne des Art 66 Abs 
3 StV Saint Germain ist und die Gesetzesvorbehalte der übrigen Kommunikations­
Grundrechte i n  Verb indung mit dem gesetzl ich geregelten Schu l rechtsverhältnis für 
fremdsprach ige Schüler d ie Anordnung der deutschen Schulsprache als Tei l  des Bi l ­
dungsauftrages und der Ordnungsvorbehalte des Schulrechts jedenfal ls decken . 

3. Der freie Sprachgebrauch in  privater - dh  n icht öffentlicher - Kommunikation ge­
hört g rundsätzlich zum sach l ichen Geltungsbereich des Art 8 EMRK ("Achtung des 
Privatlebens") . Die öffentl iche Schu le ist aber - auch außerhalb des U nterrichts -
kei n  Raum der "Privatheit" im S inne des Art 8 EMRK, weil der Bi ldungs- und Er­
ziehungsauftrag der Schule auch Regeln und eine Aufsicht in der u nterrichtsfreien 
Zeit und bei Schu lveranstaltungen durch verantwortl iche Organe der Schu le voraus­
setzen .  Die Anord nung der Schu lsprache Deutsch a ls Verwirkl ichu ng des schul i ­
schen Bi ldungsauftrages und Konsequenz der schu l ischen Ordnungs- und Auf­
sichtsbefugn isse g reift - auch nach der Jud ikatur des EGMR (Belgischer Sprachen­
fal l) - n icht in d ie Privatsphäre der Schü ler gemäß Art 8 EMRK e in ,  sodass sich eine 
Untersuchung darüber, ob d iese Anordnung im Gesetzesvorbehalt d ieses Grund­
rechts gedeckt ist, erübrigt. 

4. Im Lichte des G leichheitsgrundsatzes ist zu beachten ,  dass schon das Erfordernis 
einer ausreichenden Beherrschung der deutschen Sprache als Aufnahmevoraus­
setzung in d ie Schule (§ 3 SchUG) eine klare rechtliche Differenzierung zwischen 
deutschsprach igen u nd fremdsprachigen Schü lern schafft, d ie sach lich gerechtfertigt 
und im Gesetzesvorbehalt des Art 1 4  Abs 6 B-VG (gleiche Zugängl ichkeit der öffent­
l ichen Schu le) gedeckt ist. Für  d ie Anordnung der Schu lsprache Deutsch bedeutet 
d ies , dass d ie damit verbundene rechtliche Differenzieru ng jedenfalls n icht dem 
Grundrecht des Art 1 4  Abs 6 B-VG widerspricht und darüber h inaus mit dem Gleich­
heitsgrundsatz vereinbar ist, wenn d ie damit verbundene besondere Verpfl ichtung 
der fremdsprach igen Schüler sachl ich gerechtfertigt werden kann .  
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5 .  Die Anordnung der Schulsprache Deutsch lässt sich aus einer Reihe von Gründen 
sachl ich rechtfertigen . Im Besonderen sprechen dafür: Die damit verbundene För­
derung der U nterrichtssprache; d ie Erfü l lung der verfassungsrechtl ichen Bi ldungs­
und Erziehungsziele des Art 1 4  Abs 5a B-VG; die I ntegration der Schüler untere in­
ander; d ie I nteressen der Schu lordnung und Aufsichtspfl icht der Schu le .  

6 .  Auch nach den besonders strengen Prüfungskriterien des "Verhältn ismäßig­
keitsprinzips" lässt sich d ie Schulsprache Deutsch rechtfertigen ,  wei l  der Eingriff in 
d ie Rechtssphäre der Schü ler  m it einer anderen Erstsprache im H inbl ick auf i h re all­
gemeine Beherrschung der U nterrichtssprache (Aufnahmevoraussetzung in  die 
Schu le) verhältnismäßig gering ,  sodass der damit erzielte Gewin n  an verfassungs­
rechtl ichen Bi ldungs- und Erzieh ungszielen für d iese Schüler selbst und für d ie 
deutschsprach igen Schüler jedenfal ls höher ist. Allerdings sol lte nach dem Verhält­
n ismäßigkeitsprinzip eine Prüfung der Sanktionen für d ie N ichtbefolgung der Anord­
nung durchgeführt werden und eine Ermächtigung zur Berücksichtigung notwendiger 
Ausnahmen und Sonderregelungen geschaffen werden.  

7 .  Vom BVG Kinderrechte ist für d ie gegenständl iche Rechtsfrage nur  Art 1 - i n  
Verbindung mit dem Gesetzesvorbehalt des Art 7 - maßgebl ich . D iese Bestimmung 
enthält e ine inha ltl ich sehr weit gefasste (und daher u nbestimmte) Verfassungsga­
rantie des Schutzes und der Fürsorge für das Kind , der Wahrung seiner I nteressen 
und des besonderen Vorranges des Kindeswohls. Für  das Schu l recht ist der Inhalt 
d ieser Garantie weitgehend durch d ie umfassende und detai l l ierte Staatszielbestim­
mung des Art 1 4  Abs 5a B-VG vorweggenommen.  Neu ist a l lerd ings d ie Struktur des 
Art 1 BVG Kinderrechte als individuelles Grundrecht, dessen I nhalt im Zusammen­
hang mit der Verfassungsnorm des Art 1 4  Abs 5a B-VG auszu legen ist. 

8. Die Grundrechtsformul ierung des Art 1 BVG Kinderrechte ist vor al lem als Ge­
währleistungsgarantie auszulegen,  deren I nhalt für das Schu l recht weitgehend 
durch Art 14 Abs 5a B-VG präformiert ist . Das bedeutet, dass der Staat verpfl ichtet 
ist, d ie b i ldungs- und erziehungspol itischen Zielsetzungen des Art 1 4  Abs 5a B-VG 
gesetzl ich , admin istrativ, aber auch pädagog isch und d idaktisch im Schu lal ltag um­
zusetzen , um d ie damit verbundenen rechtlichen Konkretisierungen des Kindeswohls 
in der Schule für d ie Kinder wirksam werden zu lassen .  Ist d ie verb ind l iche Anord­
nung der Schu lsprache Deutsch notwendig ,  um bestimmte Ziele des Art 14 Abs 5a 
B-VG wirksam zu u nterstützen ,  ist der Gesetzgeber geradezu g rundrechtl ich aus Art 
1 BVG Kinderrechte verpflichtet, eine derartige Anord nung zu erlassen.  Da d ieses 
Grundrecht e in ind ividuel les Recht ist, muss d iese Anordnung al lerdings rechtlich so 
gestaltet werden,  dass sach l ich notwendige Ausnahmen und Sonderregelu ngen für 
den Einzelfa l l  zu lässig bleiben . 

9 .  Auch aus dem "besonderen (schulrechtlichen) Rechtsverhältnis" der Schü ler erg ibt 
sich eine spezielle Schutz- u nd Fürsorgepfl icht des Staates für d ie Schü ler, d ie 
auch gezielte aktive Leistungen des Staates erfordern können, um Nachte i le für 
Schü ler und Schü lerg ruppen auszugleichen und besondere Gefährdungen für sie zu 
verh indern .  Die Anordnung der Schu lsprache Deutsch kan n  auch aus d ieser Schutz­
und Fürsorgepflicht des Staates begründet werden,  wei l  nu r  dad urch d ie besonderen 
Nachtei le der Schü ler m it einer anderen Erstsprache bei der Erreichung bestimmter 
Bi ldungsziele des Art 14 Abs 5a B-VG ausgeg l ichen werden können.  
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B. Besondere Rechtsfragen zur konkreten Umsetzung von Deutsch als Schul­
sprache 

1 .  Welche gesetzlichen bzw. sonstigen Mögl ichkeiten bestehen nach der der­
zeitigen Gesetzeslage für die Organe der OÖ. Landesregierung,  d ie Sprache 
Deutsch als einzige außerhalb des Unterrichts in  der Schule (auf dem Schul ­
areal bzw. auch außerhalb bei Schulveranstaltungen) zu lässige Sprache festzu­
legen? 

1 . 1 .  Gemäß Art. 1 4  Abs. 1 B-VG ist d ie Gesetzgebung und d ie Vollziehung auf dem 
Gebiet des Schu lwesens Bundessache, soweit in den folgenden Absätzen d ieses 
Artikels n ichts anderes bestimmt ist. Abs. 3 l it . b des genannten Art. 1 4  B-VG sieht 
vor, dass Bundessache d ie Gesetzgebung über d ie Grundsätze, Landessache d ie 
Erlassung von Ausführungsgesetzen und d ie Vol lziehung im Bereich der "äußeren 
Organ isation" der öffentl ichen Pfl ichtschulen ist, womit d ie Generalklausel für den 
Bund in Abs. 1 leg. cit . in  d iesem Bereich eingeschränkt wird . Die Angelegenheiten ,  
d ie jedoch zu d iesem Begriff der äu ßeren Organisation gehören,  werden i n  einem 
folgenden Klammerausdruck bundesverfassu ngsrechtlich festgelegt: "Aufbau , Orga­
nisationsformen ,  Errichtung ,  Erhaltung ,  Auflassung ,  Sprengel ,  Klassenschü lerzahlen 
und U nterrichtszeit" . Es handelt s ich um dabei um eine erschöpfende Aufzählung .49 

Die Frage der U nterrichts- bzw. der Schu lsprache bleibt h ier unerwähnt. Eine Rege­
lung in d iesem Bereich ist daher keine Frage der äußeren Organ isation sondern eine 
der inneren Ordnung der Schu le .  Da auch keine weitere Einschränkung der General­
klausel der Bundeskompetenz im Schu lwesen in  den weiteren Absätzen des Art. 1 4  
B-VG auch nur i n  d ie Nähe der Frage der U nterrichts- und Schu lsprache reicht, ist 
davon auszugehen , dass d iesbezüg l iche Regelungen und deren Vol lziehung auf 
Grund d ieser Generalklausel in die Kompetenz des Bundes fal len. Dafür wurde sei­
tens des Bundes im Rahmen seiner Zuständ igkeit das Schu lunterrichtsgesetz BGBI 
N r. 472/1 986 (Wiederverlautbarung) idF. BGBI I Nr .  1 04/201 5  ( im Folgenden SchUG) 
erlassen ,  welches ebenfal ls keine wie immer geartete Mögl ichkeit vorsieht, dass Or­
gane einer Landesregieru ng einen gesetzlich eingeräumten E influss auf d ie an der 
Schu le zu verwendende Sprache haben . 

1 .2 .  Anders d ie Land- und forstwirtschaftl ichen Berufsschu len sowie die land- und 
forstwirtschaftl ichen Fachschulen ,  d ie in  d ie Ausführu ngskompetenz und d ie Vol izie­
hungskompetenz der jewei l igen Länder fa l len (Art. 1 4a Abs. 4 B-VG),  für d ie das 
SchUG n icht zur Anwendung kommt (vg l .  § 1 Abs. 2 Sch UG) ,  auch wenn d ie Länder 
durchaus ähn l iche Bestimmungen zu den Fragen des i nneren Lebens der Schule 
erlassen haben . So regelt das Oö. Land- und forstwirtschaftl iche Schu lgesetz (LGBI .  
N r. 60/1 997 idF .  LGBI .  N r. 1 1 /201 5) d ie Pflichten der  Schüler (§ 45) ,  d ie Schulord­
nung und Hausordnung (§ 46) sowie d ie M itwi rkung der Schu le an der Erziehung (§ 
49) bis h in  zum Aussch luss eines Schü lers (§ 5 1 )  fast wortident m it den entspre­
chenden Themenbereichen im Sch UG des Bundes.5o Led igl ich der Begriff der Ver­
haltensvereinbarung findet sich den Bestimmungen zur Schul- und Hausord nung (§ 
46) n icht. Jedoch sieht d iese Regelung wie § 44 Abs. 1 SchUG für den Bundesminis­
ter vor, dass d ie Schu lbehörde des Landes, d ie d ie oÖ. Landesregierung ist, eine 
Verord nung m it den näheren Vorschriften über das Verhalten der Schü ler in  der 
Schule u nd bei Schu lveranstaltungen sowie Maßnahmen zur Ermögl ichung eines 
ordnungsgemäßen Schu lbetriebes unter Bedachtnahme auf das Alter der Schüler, 
d ie Schu lart sowie d ie der Schu le obl iegenden Aufgaben erlassen kann .  U nter Be-

4 9  Vgl. Jonak/Kövesi, Das österreich ische Schulrecht, 13. Auflage 2012, S. 38 FN 4. 
50 Siehe näher zu diesen SchUG-Bestimmungen die Ausführungen unter Punkt 2. 
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zugnahme auf d iese Verordnungsermächtigung könnte d ie Oö. Landesreg ierung für 
d iesen Schu lbereich eine Regelung in  d ie dort gü ltige Schu lordnung zur verstärkten 
Verwendung von Deutsch i n  der Schule auch außerhalb des Unterrichts beschl ießen.  

1 .3 .  Zusammenfassend ist also festzustel len ,  dass nach der derzeitigen Gesetzesla­
ge für d ie Organe der Oö. Landesreg ierung ledigl ich im Bereich der dem Land Ober­
österreich unterstehenden land- und forstwirtschaftlichen Berufs- und Fachschulen 
eine u nd sonst keine Mögl ichkeit besteht, d ie Sprache Deutsch als einzige außerhalb 
des U nterrichts in  der Schu le (auf dem Schulareal bzw. auch außerhalb bei Schu l­
veranstaltungen) zu lässige Sprache festzulegen .  

1 .4 .  D ie Oö .  Landesreg ierung könnte led ig l ich a ls  Schu lerhalter bzw. a ls  Ausfüh­
rungsgesetzgeber und Vol lzugsorgan für d ie äu ßere Form der Schu lorganisation der 
Pflichtschu len d iese Schu len anregen,  einen Schu lversuch gemäß § 78 Abs. 1 
Sch UG zu § 1 6  SchUG bei den Schu lbehörden des Bundes einzureichen.  § 1 6  
Sch UG legt fest, dass d ie Unterrichtssprache die deutsche Sprache ist soweit n icht 
für Schu len ,  die im Besonderen für sprach liche M inderheiten bestimmt sind , durch 
Gesetz oder durch zwischenstaatl iche Vereinbarungen anderes vorgesehen ist. Hier 
könnte eine schu lversuchsmäßige Ausweitung der Unterrichtssprache auf eine 
Schu lsprache für d ie n icht-unterrichtl ichen Antei le der Schu le (Pausen,  Betreuungs­
tei l  ganztäg iger Schu lformen , Schulveransta ltungen ,  schu lbezogene Veranstaltun­
gen) erprobt werden.  Da h ierfür jedoch § 7 Schu lorgan isationsgesetz ( im Folgenden 
SchOG) sinngemäß anzuwenden ist, benötigt ein solcher Antrag der Schu le d ie 
Zweidrittelmehrheit der betroffenen Erziehungsberechtigten und eine ebensolche 
qual ifizierte Mehrheit bei den betroffenen Lehrpersonen .  Für eine solche Anregung 
durch die Oö. Landesreg ieru ng feh lt bei  Bundesschu len jeg l icher Gesetzesbezug 
und könnte als E inmischung in d ie Angelegenheiten des Bundes empfunden werden . 

Ob eine solche Anregung an d ie Schulpartnerschaftsgremien des Bundeslandes 
sinnvoll ist, ist al leine eine Frage politischer Verantwortung .  

2. Welche gesetzlichen bzw. sonstigen Mögl ichkeiten bestehen nach der der­
zeitigen Gesetzeslage für die Organe der Bundesregierung,  die Sprache 
Deutsch als einzige außerhalb des Unterrichts in der Schule (auf dem Schul ­
areal bzw. auch außerhalb bei Schulveranstaltungen oder schulbezogenen 
Veranstaltungen) zu lässige Sprache festzulegen? 

2 . 1 .  Art. 8 B-VG legt fest, dass d ie deutsche Sprache, u nbeschadet der den sprach l i­
chen Minderheiten bundesgesetzlich eingeräumten Rechten ,  d ie Staatssprache der 
Republ ik Österreich ist. Aus d ieser verfassungsrechtl ichen Grundlegung ist jedoch 
kein d i rekter Anspruch auf d ie aussch l ießl iche Verwendung von Deutsch in  der Schu­
le ableitbar. Jedenfal ls wird dabei bereits auf d ie sprach l ichen Rechte der sprach l i ­
chen Minderheiten ,  das sind insb. d ie s lowen ische Minderheit in  Kärnten und d ie 
kroatische sowie die ungarische M inderheit im Burgen land , verwiesen.  I n  d iesem 
Sinne sieht das M inderheiten-Schu lgesetz für Kärnten (BGBI Nr. 1 01 /1 959 i . d . g .F . )  in  
seinem § 7 a ls Verfassungsbestimmung vor, dass jedem Schüler in  den gemäß § 1 0  
leg . cit. Örtlich festgelegten Volks- und Hauptschu len das Recht zusteht, d ie s loweni­
sche Sprache als Unterrichtssprache zu gebrauchen oder als Pfl ichtgegenstand zu 
lernen .  Ähn l ich verankert d ies § 1 des M inderheiten-Schulgesetzes für das Burgen­
land (BGBI Nr. 64 1 /1 994 i . d .g . F) - ebenfal ls im Verfassungsrang - für d ie kroatische 
oder ungarische Sprache, wonach in den gemäß §§ 6, 1 0  und 1 2  Abs 1 legt. cit. fest­
zu legenden Schulen,  die kroatische oder d ie ungarische Sprache als U nterrichts­
sprache zu gebrauchen oder als Pfl ichtgegenstand zu erlernen ist. D ie entsprechen­
den Ausfüh rungsgesetze in  Kärnten und dem Burgen land legen dazu Näheres fest. 
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Damit s ind die damit angesprochenen Schulen in  d iesen beiden Bundesländern je­
denfalls - und zwar verfassungsrechtlich abgesichert - von der Frage nach Deutsch 
als einzige außerhalb des U nterrichts in der Schu le zu verwenden Sprache jedenfal ls 
auszuklammern , da h ier d ie genannten Sonderregelungen gelten .  

2 .2 .  Im  S inne der  oben erwähnten Verfassungsbestimmungen des § 8 B-VG sowie 
der angesprochenen sprach lichen Minderheiten rechte sieht § 1 6  SchUG unter der 
Überschrift "Unterrichtssprache" vor, dass d ie Unterrichtssprache d ie deutsche Spra­
che ist, soweit n icht für Schulen ,  d ie im Besonderen für sprach liche M inderheiten be­
stimmt s ind,  durch Gesetz oder durch zwischenstaatl iche Vereinbarungen anderes 
vorgesehen ist. Neben den angeführten öffentlichen Schu len für d ie sprach lichen 
Minderheiten können auch Privatschu len von der Verpfl ichtung zur Verwendung von 
Deutsch als Unterrichtssprache ausgenommen werden.  Soweit näml ich gemäß § 4 
Abs. 3 Schu lorganisationsgesetz (BGBI .  Nr .  242/1 962 i . d . g .F ;  im Folgenden SchOG) 
d ie Auswahl  der Schüler nach der jewei l igen Sprache erfolgt, kann d ie betreffende 
Sprache auch als U nterrichtssprache in  solchen Privatschu len verwendet werden (§ 
1 6  Abs . 2 Sch UG) .  I n  d iesem Sinne sind auch d iese Privatschulen von den weiteren 
Überlegungen auszusparen ,  inwieweit Deutsch a ls a l le in ige Sprache in der Schu le 
vorgeschrieben werden kann .  Weder für d ie dargestel lten M inderheitenschu len als 
auch für d ie erwäh nten besonderen Privatschu len existieren Regelungen, d ie neben 
den Bestimmungen zur U nterrichtssprache d ie verpfl ichtende Vorschreibung von 
Deutsch wenigstens für d ie anderen Teile des Schu l lebens ermög lichen würden.  

2 .3 .  Ebenso enthält keine schu l rechtl iche Bestimmung - weder im SchOG noch im 
SchUG - d ie  Mögl ichkeit, den Begriff der  U nterrichtssprache auf d ie über den Unter­
richt h inausreichenden Tei le der Schu le (eben Pausen ,  Schu lveranstaltungen ,  schu l­
bezogenen Veranstaltungen i nnerhalb und außerhalb des Schu lareals) interpretativ 
auszuweiten .  U nter U nterricht sind in d iesem Zusammenhang d ie im jewei l igen 
Lehrplan vorgesehenen Stunden für Pflichtgegenstände, Freigegenstände, verbindl i­
chen und unverbind l ichen Übungen sowie der Förderunterricht zu verstehen (vg l .  d ie 
Legaldefin itionen des § 8 l it . d bis i SchOG) . Bei der dortigen Defin ition von ganztägi­
gen Schu lformen (§ 8 l it. j SchOG) wird klar zwischen U nterricht und einer Tages­
betreuung unterschieden ,  d ie neben dem U nterricht angeboten wird .  Der U nterricht 
wird in den Unterrichtsstunden vorgenommen , wobei die vom Leh rplan vorgesehene 
Gesamtwochenstundenzahl  vom Schu l leiter mögl ichst g leichmäßig auf d ie einzelnen 
Tage der Woche aufzutei len ist (§ 3 Abs. 1 Schu lzeitgesetz 1 985,  Wiederverlautba­
rung BGBI Nr. 77/1 985 , im Folgenden :  SchZG) . Noch deutlicher wird d ie Differenzie­
rung von Unterricht und n ichtunterrichtl ichen Zeiten ,  in  denen dann auch n icht 
Deutsch a ls U nterrichtssprache gem. § 1 6  SchUG vorgesehen sein kann ,  da es sich 
n icht um U nterricht im S inne d ieser Gesetzesbestimmungen handelt, ergibt sich aus 
§ 4 SchZG , wonach zwischen den U nterrichtsstunden, d ie g rundsätzl ich 50 Minuten 
dauern , ausreichende Pausen in der Dauer von mindestens 5 M inuten vorzusehen 
s ind .  Auch in  der M ittagszeit ist "eine ausreichende Pause zur E innahme des M ittag­
essens und zur Vermeidung von Überanstrengung der Schüler festzusetzen" .  Damit 
ist der Begriff der U nterrichtssprache und deren Festlegu ng auf Deutsch gem. § 1 6  
SchUG a l leine auf d iesen Tei l  des Schu ltages anzuwenden . 

2 .4 .  Der Vol lständigkeit halber sei darauf verwiesen ,  dass für d ie in  Semestern ge­
g l iederten Schulen des SchOG eine andere Rechtsgrund lage jedoch mit ähn l ich lau­
tenden Regelungen zur Anwend ung kommt, näml ich das Schu lunterrichtsgesetz für 
Berufstätige, Kollegs und Vorbereitungslehrgänge - SchUG-BKV (BGBI I Nr .  33/1 997 
i . d .F .  BGBI I Nr. 75/201 3) .  So ist auch für d iese Schu lformen d ie deutsche Sprache 
als Unterrichtssprache verankert (§ 1 7  leg . cit . )  und kön nen vom jewei l igen SGA 
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durch eine Hausordnung nähere Festlegungen über das Verhalten und d ie Gewäh­
rung der Sicherheit der Stud ierenden sowie zur Ermög lichung eines ordnungsgemä­
ßen Schu lbetriebes getroffen werden (§ 44 leg .cit . ) .  Regelungen in  Form einer Ver­
haltensvereinbarung sind auf Grund des Alters der Stud ierenden n icht vorgesehen . 

2 .5 .  Nach der derzeitigen Rechtslage gibt es seitens der Organe der Bundesreg ie­
rung keine Mögl ichkeiten,  Deutsch als einzige außerhalb des Unterrichts in der Schu­
le (auf dem Schu lareal bzw. auch außerhalb bei Schu lveranstaltungen oder schu lbe­
zogenen Veranstaltungen) zu lässige Sprache festzu legen .  Da aber "nähere Festle­
gungen über das Verhalten" im Rahmen der Hausord nung möglich sind , kann h ier  
der ju ristische Ansatz für e ine Regelung zur verpfl ichtenden Verwendung von 
Deutsch in  al len Bereichen des schu l ischen Lebens gefunden werden.  Da keine ver­
fassungsrechtlichen Bedenken gegen den E insatz von Deutsch als Schu lsprache 
bestehen (siehe Tei l  A des Gutachtens), bestehen keine rechtl ichen Bedenken ,  auch 
bereits auf Grund der aktuellen Gesetzeslage d ies in der Hausord­
nungNerhaltensvereinbarung einer Schu le auf Grund der dortigen Erziehungssituati­
on insb. i h res dortigen Verhältn isses von Schü lerinnen und Schü lern mit deutscher 
Muttersprache und Schü lern mit einer anderen Muttersprache vorzusehen .  Das be­
sondere Rechtsverhältn is der Schü ler  wird dadu rch n icht wesentl ich umgestaltet, da 
im Haupttei l  schu l ischen Geschehens ohneh in Deutsch als U nterrichtssprache ge­
setzlich verpfl ichtend vorgesehen ist (auf d ie Ausnahmen für Minderheitenschulen 
s.o. Punkt 2 . 1 . ,  sowie für Privatschu len § 1 6  Abs. 2 u. 3 SchUG sei h ingewiesen) . 
Für  eine österreichweit geltende Regelung ist jedoch eine Gesetzergänzung notwen­
d ig (s ieh Punkt 3.2 .5 . ) .  

2 .6 .  Wäh rend an den Schu len zur  Ausbi ldung von Leibeserziehern und Sportlehrern 
(BAFL) mit § 1 0  Abs . 2 des BG BGBI Nr. 1 40/1 974 idgF .  das Schu lunterrichtsgesetz 
auch hinsichtl ich der h ier zu analysierenden Bestimmungen g leichlautend zur An­
wendung kommt und damit alters- und situationsabhängig angewandt werden kann ,  
bleiben d ie weiteren Leh rerbi ldungsstätten der  Pädagogischen Hochschu len aus den 
folgenden Ausführu ngen ausgeblendet, da für tertiäre Bi ld ungsstätten n icht nur ande­
re Regelungen (konkret h ier  das Hochschulgesetz 2005) sondern auch andere Über­
legungen angestel lt werden müssen.  

2 .7 .  Sehr wohl jedoch sind a l le Überlegungen auch auf die höheren land- und forst­
wirtschaftl ichen Lehranstalten ,  d ie land- und forstwirtschaftlichen Fachschu len des 
Bundes im Sinne des Art 1 4a Abs. 2 l it c B-VG sowie d ie Forstfachschulen im Sinne 
des Forstgesetzes anwendbar, da das SchUG gem . § 1 Abs. 2 Sch UG auch für d ie­
se Schularten für anwendbar erklärt wurde, obwohl  sie n icht im SchOG geregelt s ind .  

3.  Welche einfach- bzw. verfassungsgesetzlichen Änderungen welcher Landes­
bzw. Bundesgesetze müssten vorgenommen werden, um für die Organe der 
OÖ. Landesregierung bzw. die Organe der Bundesregierung die Sprache 
Deutsch als einzige außerhalb des Unterrichts in der Schule ( im Schulareal 
bzw. auch außerhalb bei Schulveranstaltungen oder schulbezogenen Veran­
staltu ngen) zulässige Sprache festlegen zu können? 

3. 1 .  Die Mögl ichkeiten bzw. Notwend igkeiten gesetzl icher Änderungen zur Verstär­
kung der Verwendung der deutschen Sprache in der Schu le ergeben sich aus den 
Ausfüh rungen zu Frage 1 u. 2 .  Bei d iesen Ausführungen wird davon ausgegangen , 
dass auch d ie Festlegung von Deutsch als einzige Sprache an der Schu le samt ex­
ternen schu l ischen Aktivitäten gru nd rechtlich mög lich ist, da es zwar ein Eingriff in 
d ie Privatsphäre ist, der jedoch in  einer demokratischen Gesel lschaft durchaus zur 
Zielerreichung einer I ntegration von Kindern m it n icht-deutscher Muttersprache in d ie 
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Schu le und darüber h inaus in  d ie österreich ische Gesel lschaft und auch aus weiteren 
pädagog ischen Gründen tief begründbar und damit zulässig ist. 

3 .2 .  Notwendige Gesetzesänderungen ,  damit d ie Organe der Bundesreg ierung die 
Sprache Deutsch auch außerhalb des Unterrichts in  der Schule als einzige zulässige 
Sprache festlegen können,  sind : 

3 .2 . 1 .  Die österr. Schu le hat gem. Art. 1 4  Abs. 5a (eingefügt in das B-VG durch BGBI 
I Nr. 3 1 /2005) u.a.  d ie Aufgabe, d ie J ugend l ichen zu befäh igen,  am "Kultur- und Wirt­
schaftsleben Österreichs" tei lzunehmen . D ies ist mit entsprechender Qual ität, d ie 
d iese Zielbestimmung der österr. Schu le in al len Bereichen vorsieht, nur  mit entspre­
chenden Kenntnissen der Staatssprache Deutsch mögl ich. Verfassungsrechtliche 
Änderungen sind von der Aufgabe der österr. Schu le aber auch darüber h inaus n icht 
nötig . Dies g i lt auch für § 2 SchOG , das d ieses Ziel für d ie österr. Schule bereits seit 
1 962 g leich lautend einfachgesetzl ich (damals noch mit Zweidrittelmehrheit) verankert 
hat. 

3 .2 .2 .  Auf einfachgesetzl icher Ebene können mehrere Wege gegangen werden.  

3 .2 .3 .  Wenn Deutsch ohne weitere Debatte vor Ort während a l ler  schu l ischen Aktivi­
täten von Unterricht, Pausen ,  Ganztagesbetreuung bis h in  zu Schu lveranstaltungen 
und schu lbezogenen Veranstaltungen verwendet werden sol l ,  könnte § 1 6  Sch UG 
entsprechend erweitert werden :  

3 .2 .3 . 1 .  So könnte d ie bisherige Überschrift "Unterrichtssprache" durch die Über­
schrift "Schu lsprache" ersetzt werden.  

3 .2 .3 .2 .  Konsequenterweise könnte dann § 1 6  Abs .  1 SchUG n icht mehr lauten :  "Un­
terrichtssprache ist d ie deutsche Sprache,  soweit n icht für Schu len ,  d ie im Besonde­
ren für sprach liche M inderheiten bestimmt s ind ,  durch Gesetz oder durch zwischen­
staatl iche Vereinbarung anderes vorgesehen ist . "  Sondern neu : "Schu lsprache ist 
. . . .  " .  Die weitere Formul ierung könnte ident bleiben . 

3 .2 .3 .3 .  Da Schu le mehr ist als nur  Unterricht, wäre damit bereits al les gesetzlich klar 
gestel lt . Entsprechende H inweise bei den Erläuternden Bemerkungen im Rahmen 
des Gesetzeswerd ungsprozesses könnten den Wil len des Gesetzgebers noch ver­
deutl ichen .  

3 .2 .3 .4 .  Es könnte aber in  d iesen Absatz 1 des § 16 SchUG noch ein zweiter Satz 
eingefügt werden ,  der d ies noch deutl icher ausdrückt, der lauten könnte wie: "D ies 
g i lt für den Unterricht, d ie Betreuungstei le ,  d ie Pausen ,  Schu lveranstaltungen und 
schu lbezogenen Veranstaltungen . "  

3 .2 .4 .  Sol l  jedoch auch die Schulpartnerschaft u nter Berücksichtigung reg ionaler und 
lokaler Verhältn isse in d iese Frage des Deutsch außerhalb des U nterrichts einge­
bunden werden,  bietet sich folgende Vorgangsweise an :  

3 .2 .4 . 1 .  D ie oben unter 3 .2 .3 .4 .  vorgeschlagene Formu l ierung eines 2 .  Satzes zu § 
1 6  SchUG könnte dann lauten :  "Das Schu lforum bzw. der Schulgemeinschaft werden 
ermächtigt, zur Verstärkung der Verwendung der deutschen Sprache zur besseren 
I ntegration von Kindern mit anderen Muttersprache als Deutsch d ie ausschl ießl iche 
Verwendung von Deutsch auch außerhalb des U nterrichts im Bereich der Ganzta­
gesbetreuung,  der Pausen ,  der Schu lveranstaltungen und schu lbezogenen Veran­
staltungen vorzusehen . "  Diese Formul ierung bietet sich auch als eigener Abs. 1 a in § 
1 6  SchUG an und könnte statt oder auch ergänzend zum vorgesch lagenen Satz 2 
des § 1 6  Abs. 2 SchUG eingefügt werden.  
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3.2 .4 .2 .  Dann kann in  § 63a bei den Kompetenzen des Schu lforums im Absatz 2 Ziff. 
1 nach der dortigen lit. b ein eigener Punkt b .2 eingefügt werden:  "die verpfl ichtende 
Erklärung der deutschen Sprache in der Schu le außerhalb des U nterrichts". 

3 .2 .4 .3 .  G leiches wäre in  § 64 Abs . 2 Ziff. 1 nach l it . b als Entscheid ungskompetenz 
für den Schu lgemeinschaftsausschuss einzufügen.  

3 .2 .4 .4 .  Sol lte d iese Regelung im Schulpartnerschaftsgremium nur mit Zweidrittel­
mehrheit zustande kommen können,  wäre d ies in § 63a Abs. 1 1  letzter Satz bzw. § 
64 Abs. 1 1  letzter Satz aufzunehmen . Sonst würde d ie einfache Mehrheit zu deren 
Beschlussfassung genügen .  

3 .2 .5 .  E ine weitere Variante, Deutsch im Rahmen der  Schu le auch außerhalb des 
U nterrichts verpfl ichtend vorzusehen,  wäre,  in  einer Ergänzung i n  § 44 Sch UG unter 
der Überschrift der "Gestaltung des Schu l lebens und Qual itätssicherung" darauf h in­
zuweisen ,  dass e ine entsprechende Regelung in  d ie Hausordnung bzw. d ie Verhal­
tensvereinbarung a ls Tei l  der Hausordnung aufgenommen werden kann .  Satz 3 des 
Abs . 1 leg . zit. lautet: " I n  der Hausordnung können je nach der Aufgabe der Schu le 
(Schu lart, Schu lform) ,  dem Alter der Schüler sowie nach den sonstigen Vorausset­
zungen am Standort (zB .  Zusammensetzung der Klasse, schulautonome Profi lbi l­
dung ,  Betei l igung an Projekten bzw. Schulpartnerschaften) schu leigene Verhaltens­
vereinbarungen für Schü ler, Leh rer und Erziehungsberechtigte als Schu lgemein­
schaft und Maßnahmen zur Förderung der Schu lqual ität festgelegt werden,  wobei 
das Einvernehmen a l ler Schulpartner anzustreben ist. " Danach könnte ein Satz 4 in 
§ 44 Abs. 1 Sch UG in folgender Gestalt eingefügt werden:  "Dabei kann auch d ie ver­
pfl ichtende Verwendung von Deutsch im Rahmen der Schule außerhalb des Unter­
richts vorgesehen werden . "  Da es sich dabei um eine Verordnung handelt ,  d ie gem . 
§ 63a bzw. § 64 SchUG besch lossen wird ,  ist d iese Regelung damit b indend . 

3 .2 .6 .  Wie im Tei l  I des Gutachtens ( 1 1 .2 .b . )  dargelegt, wird m it e iner Anordnung der 
Schulsprache Deutsch n icht in  das Grundrecht des Schutzes der Privatsphäre ein­
gegriffen . Somit b raucht es auch keine weiteren komplexen Überlegungen,  inwieweit 
mit der Verpfl ichtung zum Besuch einer Schule (entweder über d ie gesetzlich veran­
kerte Schu lpfl icht nach dem Schu lpfl ichtgesetz oder außerhalb der Schu lpflicht frei­
wi l l ig eingegangen auf Grund eines Aufnahmeantrags an einer weiterführende Schu­
le gem . § 5 SchUG) auf der Gesetzesgrund lage der i n  § 43 Sch UG aufgel isteten 
Schü lerpflichten (siehe näher unten in Punkt 5) auf der Basis einer demokratischen 
Gesel lschaftsordnung rechtmäßig in  das Grundrecht auf Schutz der Privatsphäre 
eingegriffen werden darf. I nsoweit könnte auf Grund der Formul ierung des § 44 
Sch UG auch ohne Gesetzesänderung eine entsprechende Regelung zur Verwen­
dung von Deutsch in den Pausen,  Schu lveranstaltungen und schu lbezogenen Ver­
anstaltungen und im Freizeittei l  ganztäg iger Schu len in d ie Schulordnungsverord­
nung aufgenommen werden . Die Verordnungsermächtigung in d ieser Bestimmung 
zur Gestaltung des Schul lebens sieht die Mögl ichkeit für das Bi ldungsmin isterium 
vor, "nähere Vorschriften über das Verhalten der Schü ler  in der Schule,  bei Schu l­
veransta ltungen (§ 1 3) und bei schulbezogenen Veranstaltungen (§ 1 3  a)" zu erlas­
sen . Der Begriff des Verhaltens wird dabei n icht näher defin iert oder eingeschränkt. 
Daher kann in d iese Verord nung auch eine Regelung aufgenommen werden,  d ie das 
Verhalten näher bestimmt, wie sich Schü lerinnen und Schü ler u nterschiedl icher Mut­
tersprache außerhalb des U nterrichts in  der Schu le begegnen und mite inander 
kommunizieren ,  um das Bi ldungsziel der Schu le auch in  d iesen Phasen eines Schu l­
tages anzustreben .  
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3 .3 .  Notwendige Gesetzesänderungen , damit auch die Organe der Länder die Spra­
che Deutsch auch außerhalb des U nterrichts in der Schu le a ls einzige zu lässige 
Sprache festgelegen können:  D iesbezügl ich müsste die Kompetenzverte i lung in Art 
1 4  B-VG dahingehend verändert werden,  dass h ier den Organen des jewei l igen Lan­
des eine Kompetenz eingeräumt wi rd .  Dies könnte durch d ie Einräumung einer rei­
nen Vollzugskompetenz in  Art. 14 Abs. 2 oder einer Ausführungsgesetzgebungs- und 
Vollzugskompetenz in Art 14 Abs. 3 geschehen , wird aber woh l  realpol itisch kaum 
durchzusetzen sein , weshalb h ier  auf weiterführende konkrete Formul ierungsvor­
schläge verzichtet wird . 

3 .4 .  Bei al len angesprochenen Regelungsmögl ichkeiten i n  den versch iedenen Ge­
setzes- und Verord nungsbereichen ,  in denen d ie Verwendung von Deutsch als 
Schu lsprache vom Rechtssystem her sinnvol lerweise verankert werden kann ,  ist je­
doch mit zu berücksichtigen ,  dass es Ausnahmemög l ichkeiten für besondere Erzie­
hungssituationen wie bei Flüchtl ingskindern oder anderen außerordentlichen Schü­
lern mit einer anderen Mutterspruch ohne oder schwachen Deutschkenntn isse, Kin­
dern m it besonderen Ausd rucksschwächen in der deutschen Sprache oder beh inder­
ten Kindern geben muss, um deren I ntegration n icht zu beh indern. 

4. Welche Sanktionsmögl ichkeiten bestehen nach der derzeitigen Gesetzeslage 
für die Lehrkräfte bzw. die Organe der Schulaufsicht im Fal le des Nicht­
Einhaltens des Gebots der Verwendung der deutschen Sprache? 

4. 1 .  Die Fragestel lung sol lte n icht den i rrtüml ichen Eindruck erwecken ,  als gäbe es 
derzeit ein al lgemeines Gebot zur Verwend ung von Deutsch als Schu lsprache (aus­
genommen einzelne lokale Regelungen in Hausordnungen/ Verhaltensvere inbarun­
gen). D ie im Folgenden dargestellten Erziehungsmittel kön nen zwar durchaus adä­
quat, d . h .  der Situation entsprechend eingesetzt werden,  i nsb.  wen n  Spannungen 
oder andere Schwierigkeiten in der Kommunikation zwischen Schü lerinnen und 
Schü lern außerhalb des U nterrichts wegen der Verwendung untersch iedl icher Spra­
chen entstehen . Ein konsequentes umfassendes Einwirken auf d ie Verwendung von 
Deutsch in der Schu le wi rd jedoch ohne eine der in Punkt 3 erarbeiteten gesetzlichen 
oder verordnungsmäßigen Vorgaben n icht mögl ich sein .  Wenn sich d ie Schü lerinnen 
und Sch ü ler selbst eine solche Spielregel geben und sich daran halten wol len ,  kan n  
das durch d ie positiven Erziehungsmittel begrüßt und unterstützt werden.  

4 .2 .  I n  § 47 Abs. 1 SchUG sind d ie Regelungen über d ie M itwi rkung der Schule an 
der Erziehung der Schüler i .S .  des § 2 SchOG enthalten .  Danach "hat der Lehrer in 
seiner U nterrichts- und Erziehungsarbeit die der Erziehungssituation angemessenen 
persön l ichkeits- und gemeinschaftsbi ldenden Erziehungsmittel anzuwenden , d ie ins­
besondere Anerkennung,  Aufforderung oder Zurechtweisung sein können.  Diese 
Maßnahmen können auch vom Klassenvorstand und vom Schu l leiter (Abtei lungsvor­
stand) ,  in  besonderen Fäl len auch von der zuständigen Schu lbehörde ausgespro­
chen werden."  Diese al lgemeine Aufl istung g rundsätzlich zu lässiger Erziehungsmittel 
wird in § 8 Schulordnungsverordnung (BGBI N r. 37/1 974 idF .  BGBI .  1 1  Nr. 1 8 1 /2005) 
vom damal igen Bundesmin isterium für Unterricht und Kunst näher aufgel istet. Da­
nach "sind folgende Erziehungsmittel anzuwenden : 

4 .2 . 1 .  Bei positivem Verhalten des Schü lers :  
• Ermutigung , 
• Anerkennung,  
• Lob, 
• Dank; 
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4.2 .2 .  bei einem Feh lverhalten des Schülers :  
• Aufforderung ,  
• Zurechtweisung,  
• Ertei lung von Aufträgen zur nachträgl ichen Erfü l lung versäumter Pflichten ,  
• beratendes bzw. belehrendes Gespräch mit dem Schü ler, 
• beratendes bzw. belehrendes Gespräch unter Beiziehung der Erziehungsbe­

rechtigten ,  
• Verwarnung .  

D iese Erziehungsmittel können vom Lehrer, Klassenvorstand und vom Schul leiter, in 
besonderen Fällen auch von der Schu lbehörde erster Instanz, angewendet werden . "  

4 .3 .  Dies ist e ine erschöpfende Aufzäh lung möglicher Erzieh ungsmittel ,  d ie von 
Schu le und ev. Auch Schulaufsichtsbeamten als Vertreter der in der va erwähnten 
Schu lbehörde eingesetzt werden dü rfen .51 "Karzer" sowie "Strafarbeiten" sind daher 
- wei l  weder im SchUG noch in  der SchulordnungsVa vorgesehen - unzu lässig . 

4 .4 .  Die zulässigen Erziehungsmittel sol len im Sinne des § 8 Abs. 2 Schulordnungs­
va mög l ichst u nmittelbar erfolgen u nd in  einem sinnvol len Bezug zum Verhalten des 
Schü lers stehen . Sie sollen dem Schü ler einsichtig sein und eine d ie Erziehung des 
Schü lers fördernde Wirkung haben .  

4 .5 .  Ausdrücklich verboten sind körperliche Züchtigung ,  beleidigende Äußerungen 
und Kollektivstrafen (§ 47 Abs. 3 Sch UG).  

4 .6 .  I nwieweit d ie Verhaltensvereinbarung a ls Tei l  der Hausordnung weitere Erzie­
hungsmittel vorsehen kann ,  wird zwischen Schu lverwaltungspraxis und Rechtswis­
senschaft durchaus kontroversie I l  gesehen . So wird einerseits die absch l ießend wi r­
kende Formul ierung der Schulordnungsverordnung als Argument herangezogen , 
dass die gegenüber der va des Unterrichtsmin isteriums im Stufenbau der Rechts­
ordnung nachrangige Verordnung einer Schu le zu d iesem Thema sich sowohl an § 
47 SchUG a ls auch § 8 Abs . 1 der Schu lordnungsVa zu halten habe, wobei letztere 
eben keinen weiteren Gestaltungsraum für weitere Erziehungsmittel offen lässt. An­
dererseits sieht § 44 Abs. 1 SchUG ausdrückl ich vor, dass das Schulforum bzw. der 
Schu lgemeinschaftsausschuss ausdrücklich über d ie SchulordnungsVa h inaus, so­
weit es die besonderen Verhältn isse erfordern , eine Hausordnung sowie eine schu l­
eigene Verhaltensvereinbarung (siehe oben) erlassen kann .  Wenn die Schu lord­
nungsVa d iesen gesetzl ich eingeräumten Gestaltungsspielraum tatsäch lich unter­
bunden hätte , wäre sie wegen Gesetzwidrigkeit als verfassungswid rig anzusehen. Im 
S inne der  zunächst übl ichen Rechtsauslegungspraxis dah ingehend,  dass zunächst 
eine gesetzeskonforme I nterpretation einer Verord nung zu suchen ist bevor eine Ge­
setzwid rigkeit d iagnostiziert werden kann ,  ist woh l  zu Recht anzunehmen ,  dass d ie 
Schu le zusätzliche Erziehungsmittel - falls notwendig - in  der Hausordnung/ Verhal­
tensvereinbarung festlegen kann .  Diese dürfen a l lerd ings weder § 47 SchUG noch § 
8 SchulordnungsVa widersprechen .52 

4 .7 .  Da es kein zentrales Register für derartige Schu lordnungen/ Verhaltensvereinba­
rungen g ibt, kann n icht näher, a l lgemein verbind l ich ausgeführt werden, in welchem 
Umfang ev. Tatsächl ich neue, zusätzl iche Erziehungsmittel in schu lautonomen 
HausordnungenNerhaltensvereinbarungen besch lossen wurden.  Dies wäre bei der 
jeweil igen Schu lbehörde abzufragen ,  da d ie Schu le eine solche Hausord-

51 Vgl. Jonak/Kövesi, Das ästerreichische Schulrecht (13. Auflage, 2012), S.  676 FN 4. 
52 Vgl. Wieser, Bernd, Schulische Hausordnung und Erziehungsmittel, in: ÖGSR (Hrsg. ) , Schule und 
Recht. Newsletter 2/2015, S. 7-15. 
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nungNerhaltensvereinbarung der Schu lbehörde zur Ken ntnis zu bringen hat, d ie ih­
rerseits bei Gesetzwid rigkeit d ie Aufhebung des Beschlusses durch das Schu lpart­
nerschaftsgremium anweisen müsste (§ 44 Abs. 1 Sch UG) .  

4 .8 .  Der Vol lständ igkeit halber sei auch noch der sog . "Putzparagraph" in  § 43 Abs. 2 
SchUG erwähnt, wonach es zu den Pfl ichten des Schü lers zählt, auf Anordnung vor­
sätzlich durch ihn herbeigeführte Beschäd igungen oder Beschmutzungen der Schu l­
l iegenschaft und schu lischer Einrichtungen zu beseitigen ,  soweit d ies zumutbar ist. 
E in solcher Auftrag kan n  sicherl ich auch entsprechend erzieherisch wi rkend einge­
setzt werden . Bei der Frage nach zu lässigen Erziehungsmitteln bei der N ichtverwen­
dung von Deutsch in der Schu le hat d iese Regelung natürlich keine Bedeutung .  

4 .9 .  E ine weitere Mögl ichkeit der  Reaktion der  Lehrer und der  Schu le auf eine kon­
sequente Weigerung eines Schü lers zur Verwendung der deutschen Sprache in der 
Schule auch außerhalb des Unterrichts l iegt i n  der "Beurte i lung des Verhaltens in  der 
Schu le" gem . § 1 8  LBVO (Leistungsbeurtei lungsverordnung BGBI Nr .  37 1 /1 974 i .d . F . 
BGBI .  1 1 .  Nr. 1 53/201 5). M it d ieser Note für das Verhalten des Schü lers mit den Beu r­
tei lungsstufen "Sehr  zufriedenstel lend", "Zufriedenstel lend", "Wenig zufriedensteI­
lend" und "N icht zufriedenstellend" (Abs. 2 leg . cit . )  ist zu beurtei len , " inwieweit sein  
persön l iches Verhalten und seine Einordnung in  d ie  Klassengemeinschaft den An­
forderungen der Schulord nung entsprechen . "  (Abs. 3 leg . cit. ) .  Diese durch die Klas­
senkonferenz auf Antrag des Klassenvorstandes zu besch l ießende Beurte i lung be­
zieht sich dabei besonders auf d ie in § 43 SchUG verankerten Schü lerpfl ichten .  Da­
nach sind d ie Schü ler verpfl ichtet, durch ihre M itarbeit und ihre Einordnung in d ie 
Gemeinschaft der Klasse und der Schu le an der Erfül lung der Aufgaben der österrei­
ch ischen Schu le (§ 2 SchOG) mitzuwirken und die U nterrichtsarbeit (§ 1 7  SchUG) zu 
fördern . Darüber h inaus haben Sie aber auch d ie Schulordnung bzw. die Hausord­
nung einzuhalten .  Wenn nun im Sinne d ieser Ausfüh rungen die Verwendung von 
Deutsch auch außerhalb des Unterrichts in der Schule entweder gesetzlich oder in 
der Schulordnung oder Hausordnung vorgesehen ist, dann kann d ie N ichteinha ltung 
d ieser Regelung auch mit der Verhaltensnote bewertet und zu einer sch lechteren 
Beurtei lung führen .  Eine solche Reaktion hat natürl ich keinen unmittelbaren Bezug 
mehr zum Verhalten des Schü lers. Au ßerdem erfolgt keine Verhaltensbeurtei lung in 
der Schu lnachricht und im Jahreszeugnis der 1 .  bis 4.  Schu lstufe (Volksschu le, Son­
derschu le) sowie in der letzten Stufe einer Schu lart. 

4 . 1 0 . Abschl ießend sei u nter H inweis auf d ie gesetzlichen Grundlagen darauf h inge­
wiesen ,  dass das Schu l recht n icht von "Sanktionsmöglichkeiten" sondern vom Begriff 
der Erziehungsmittel ausgeht. Die Reaktionen der Schu le auf das (Feh l-)Verhalten 
von Kindern und Jugend lichen haben nach dem Schu lunterrichtsgesetz n ie auf Sank­
tionen oder Bestrafung , sondern immer auf d ie positive gemeinschafts- und persön­
l ichkeitsentwickelnde Erziehung hin zu den in Art 1 4  Abs. a  B-VG sowie § 2 SchOG 
festgelegten Zielen ausgerichtet zu sein .  

5.  Welche einfach- bzw. verfassungsgesetzl ichen Änderungen welcher Landes­
bzw. Bundesgesetze müssten vorgenommen werden, um für d ie Lehrkräfte 
bzw. die Organe der Schulaufsicht im Falle des Nicht-Einhaltens des Gebots 
der Verwendung der deutschen Sprache entsprechenden Sanktionsmögl ichkei­
ten vorsehen zu können? 

5 . 1 .  Für  d ie folgenden Überlegungen ist Voraussetzung ,  dass die Verpfl ichtung der 
deutschen Sprache auch außerhalb des Unterrichts i n  der Schu le entweder wie unter 
Punkt 3 dargestel lt mit einer Gesetzesänderung oder wie unter Punkt 4 ausgeführt in  
e iner ergänzenden Regelung in d ie HausordnungNerhaltensvereinbarung aufge-
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nommen wurde. Dann können g rundsätzlich a l le unter Punkt 4 dargestellten Erzie­
hungsmittel als "Sanktionsmöglichkeiten" zur Anwendu ng kommen (zur Verwendung 
des Begriffes "Erziehungsmittel" anstelle von Sanktionen siehe oben unter Punkt 
4 .9 . ) .  

5 .2 .  Besonders interessant dabei ist das H interfragen der Einsatzmög l ichkeit des dort 
verankerten Erziehungsmittels "Ertei lung von Aufträgen zur nachträg lichen Erfü l lung 
versäumter Pfl ichten" (§ 8 Abs. 2 l it b Schu lordnungsVO) . Während der E insatz der 
ebendort auch vorgesehenen Erziehungsmittel der Aufforderung,  der Zurechtwei­
sung oder des beratendes bzw. belehrendes Gesprächs mit dem Schüler ohne oder 
m it Beiziehung der Erzieh ungsberechtigten ohne große juristische Umsetzungsfra­
gen auf d ie jewei l ige Situation angepasst eingesetzt werden können,  stel lt sich bei 
d iesem Erziehungsmittel der Pflichtennachholung d ie Frage, welche Aufträge ertei lt 
werden können, damit d iese bei der Verwendung von Deutsch im Sinne d i rekter er­
zieherischer - und n icht bestrafender - I ntervention wirken .  Für  d ieses - wie für al le 
anderen Erziehungsmittel - g i lt, dass es angemessen sowie persönl ichkeits- u nd 
gemeinschaftsbildend und der entsprechenden Erziehungssituation angemessen 
einzusetzen ist (§ 43 Abs. 1 Sch UG) .  Eine in n icht deutscher Sprache abgehaltene 
Kommunikationssituation während einer Pause oder bei Schu lveranstaltungen oder 
schu lbezogenen Veranstaltungen ist zwar eine Pfl ichtverletzung ,  d ie jedoch nicht 
mehr durch nachträgl iche Aufträge nachgeholt werden kann .  

5 .3 .  I nsoweit könnte es  durchaus sinnvol l  sein ,  h ier  in § 8 Abs . 1 l it b Schu lord­
nungsVO bei den bei einem Fehlverhalten eines Schü lers einsetzbaren Erziehungs­
mittel noch eine Mög l ichkeit der Bewusstseinsstärkung bzw. der Stärkung der 
Sprachkompetenz des n icht-deutsch sprechenden Schü lers einzuführen .  E in solches 
Erziehungsmittel zur Einforderung der deutschen Sprache auch außerhalb des U n­
terrichts könnte der Auftrag zu einem ergänzenden Erlernen von Deutschvokabeln 
ebenso sein wie die aufgetragene Kommunikationsstunde mit einem Mitschü ler oder 
die auferlegte Verpfl ichtung zum Besuch ergänzender Deutsch-Förderstunden an der 
Schu le .  H ier sol lte rechtl icher Platz für konkrete sprach-pädagog ische Maßnahmen 
geschaffen werden,  d ie über d ie bisher festgeschriebenen Erziehungsmittel h inaus 
reichen.  

6. In  welchem Verhältn is steht das Gebot der "Schulsprache Deutsch" zu ande­
ren Geboten bzw. Verboten,  welche sich in den Hausordnungen vieler Schulen 
finden, wie etwa das Verbot, sich an bestimmten Plätzen aufzuhalten,  in  der 
Pause das Schulareal zu verlassen,  Kaugummi zu kauen, das Handy zu benut­
zen,  die Straßenschule anzubehalten,  uam. 

6. 1 .  Sol lte das Gebot der "Schulsprache Deutsch" i n  eine Verhaltensvereinbarung 
eingebaut werden,  l iegt es am verordnungsgebenden Schu lpartnerschaftsgremium,  
ob und welche weitere oder speziel len Erziehungsmittel den Lehrkräften zu dessen 
Durchsetzung an die Hand gegeben werden.  Dabei können reine Good-Wil l­
Regelungen zum Einsatz kommen wie bspw. "Wenn wir u ns am Morgen sehen ,  g rü­
ßen wir einander in  deutscher Sprache". D iese betreffen a l le Betei l igten der Schul­
gemeinschaft. Es können jedoch auch Regelungen stärker auf die Erzieh ungsaufga­
be der Schu le gegenüber den Schü ler innen abgestel lt sein ,  zu deren Zielerre ichung 
- wenn es in  der Verhaltensvereinbarung keine anderweitigen bzw. einschränkenden 
Erziehungsregelungen g ibt - d ie in § 47 Abs. 1 Sch UG sowie in § 8 Schu lordnungs­
VO vorgesehenen Erziehungsmittel zum Einsatz kommen können.  Dazu führen die 
Erl .  Bem. zur Nov. BGBI .  Nr .  78/200 1 (XX I .  GP) ,  mit der d iese Mög l ichkeit der Be­
schlussfassung von Verhaltensvereinbarungen durch die Schu lpartnerschaftsgre­
m ien eingeführt wurde, u .a .  aus: "Es entspricht dem auf einer Verhaltensvereinba-

26 

26 von 28 1871/A(E) XXV. GP - Selbständiger Entschließungsantrag (gescanntes Original)

www.parlament.gv.at



rungskultur fußenden Zusammenleben der Schu lgemeinschaft, dass in  erster Lin ie 
n icht repressive Erziehungsmaßnahmen , sondern vielmehr die H i lfestel lung in  Kon­
fl iktsituationen (gegebenenfalls mit U nterstützung aus dem Bereich der Schu lpsycho­
logie-Bi ldungsberatung u nd erforderlichenfalls unter Beziehung au ßerschu l ischer 
Experten) ,  das gemeinsame Erörtern erziehl icher Probleme und d ie Förderung der 
Verhaltensentwicklung das Wesen der modernen Schulku ltur bestimmen. "  Diese 
Überlegungen können sicherl ich auch auf d ie Verwendung von Deutsch in den ver­
sch iedenen Phasen eines Schu ltages Berücksichtigung finden. 

6.2.  Geht man - durchaus gut begründet53 - von der Rechtsansicht aus, dass in der 
HausordnungNerhaltensvereinbarung auch neue oder für d ie in  der Schulordnungs­
VO vorgesehenen Erziehungsmittel konkretisierende Regelungen besch lossen wer­
den können , könnte h ier - wie dann für al le anderen Regelungen der Verhaltensver­
einbarung auch - auf die speziel le Situation der Verwendung von Deutsch abge­
stimmte Erziehungsmittel vorgesehen werden.  

6 .3 .  Dies ist woh l  der wesentliche U nterschied zwischen der klassischen Hausord­
nung und der Verhaltensvereinbarung ,  d ie zwar auch rechtlich a ls Bestandtei l  der 
Hausordnung vorgesehen ist: Erstere sol l  einen ordnungsgemäßen Schu lbetrieb er­
mög l ichen und beschäftigt sich daher mit den "Hard facts" des Schu lablaufes wie 
bspw. Betretungsreglungen von bestimmten Schu lräuml ichkeiten oder Aufsichtsbe­
stimmungen , während m it Letzterer die Förderung der Schu lqual ität ( i .S .d .  § 43 Abs. 
1 SchUG) angestrebt wird .  Dies ist woh l  auch das primäre Ziel einer Regelung zur 
Verwendung von Deutsch in  der Schu le außerhalb des U nterrichts. Sol lte in extre­
men Schu l- und Erziehungssituationen mit d ieser Frage auch d ie Aufrechterhaltung 
des Schu lbetriebes überhaupt verknüpft sein ,  wovon in  österr. Schu len wohl  grund­
sätzlich n icht auszugehen ist, und würde daher d ie verpfl ichtende Verwendung von 
Deutsch als Bestandtei l  der Hausordnung i .e .S .  eingestuft werden,  dann sind - wie 
zur Durchsetzung u nd Sicherste l lung der anderen Regelungen der Hausordnung im 
engeren Sinn - neben den immer einsetzbaren motivierenden Erziehungsmitteln 
durchaus auch restriktive Maßnahmen im Sinne der zitierten Bestimmungen rechtlich 
vorgesehen und zie lführend einsetzbar, um den Schu lbetrieb im Sinne der Gestal­
tung des Schu l lebens aufrecht zu erhalten .  

6 .4 .  Wie bereits unter Punkt 6 . 1 .  be i  der  Frage nach dem Verhältnis von Deutsch­
Regelungen zu anderen Regelungen der Hausordnung bzw. Verhaltensvere inbarung 
dargestellt , stehen sowohl den Lehrkräfte als auch dem Schul le iter und in  besonde­
ren Fäl len auch den Organen der zuständ igen Schu lbehörde die in  § 8 Schulord­
nungsVO aufgezäh lten Erziehungsmittel zur Verfügung (vgl .  Aufl istung unter Punkt 
4 . 1 . ) .  I n  a l l  d iesen Fällen steht jedoch der Erziehungsaspekt und n icht ein "Bestra­
fungsakt" im Sinne einer Sanktion für Feh lverhalten im Vordergrund.  

6 .5 .  Noch n icht erwähnt, da für den pädagog ischen Al ltag kaum von Relevanz, sollen 
jedoch noch d rei Sanktionsmöglichkeiten angesprochen werden:  

- 1 .  Versetzung in  d ie Paral lelklasse: Wenn es aus erzieherischen Gründen oder zur 
Aufrechterhaltung der Ord nung notwendig ist, kann der Schu l leiter einen Schü ler  in 
eine Para l lelklasse, bei  lehrgangsmäßigen Berufsschu len auch i n  einen anderen 
Lehrgang versetzen (§ 47 Abs. 2 Sch UG).  

- 2 .  Androhung des Schu laussch lusses: Wenn mit einer Versetzung in d ie Paral lel­
klasse n icht das Auslangen gefunden werden kann ,  kann d ie Schu lkonferenz (bei 

53 Vgl. wie oben zit. Wieser, Bernd, Schulische Hausordnung und Erziehungsmittel, in: ÖGSR (Hrsg. ) , 
Schule und Recht. Newsletter 2/2015, S. 7-15. 
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Schu len,  d ie in  Fachabtei lungen gegl iedert sind , d ie Abtei lungskonferenz) die SteI­
lung eines Antrages auf Aussch luss des Schülers androhen. 

- 3 .  Schulaussch luss: Wenn ein Schü ler seine Pflichten in  schwer wiegender Weise 
verletzt und die Anwendung von Erzieh ungsmitteln gemäß § 47 oder von Maßnah­
men gemäß der Hausordnung erfolglos b leibt oder wenn das Verhalten eines Schü­
lers eine dauernde Gefährdung von Mitschü lern oder anderer an der Schule tätigen 
Personen h insichtl ich ihrer Sittl ichkeit, körperlichen S icherheit oder i h res Eigentums 
darstel lt, ist der Schü ler von der Schu le auszusch ließen (§ 49 Abs. 1 Sch UG).  

Der Schu laussch luss ist von der Schu lkonferenz (Abtei lungskonferenz) bei  der zu­
ständ igen Schu lbehörde zu beantragen und von d ieser bei Vorliegen der Vorausset­
zungen auszusprechen.  

Schü ler an al lgemeinbi ldenden Pfl ichtschu len kön nen led ig l ich wegen dem Gefähr­
dungstatbestand ,  n icht aber wegen sonstigen schwerwiegenden Pflichtverletzungen 
ausgesch lossen werden . 

6 .6 .  Alle d rei  Maßnahmen sind nur  bei wirkl ich schweren Pfl ichtverletzungen einsetz­
bar, was bei einer a l le in igen N icht-Verwendung von Deutsch außerhalb des Unter­
richts i .e .S .  woh l  nu r  für besondere Extremfäl le angenommen werden kann und aus 
d iesem Grund woh l  kaum zum Einsatz kommen kann .  In Verb indung m it anderen 
schweren Pflichtverletzungen könnte es jedoch ein M itargument für eine Antragstei­
lung sein ,  wenn sich der Schü ler damit au ßerhalb der Schu lgemeinschaft stellt . 

Dr. Markus Juranek Dr. Peter Pernthaler 

I nnsbruck, am 3 .3 .20 1 6  

Daher stel len d ie unterzeichnenden Abgeordneten folgenden 

Entschl ießungsantrag 

Der Nationalrat wolle beschl ießen: 

"Die Bundesmin isterin für Bi ldung wird aufgefordert, d ie Verordnung betreffend 
Schu lordnung für Schulen , in denen d ie U nterrichtssprache Deutsch ist, dahingehend 
zu ändern , dass - unter Berücksichtigung der den sprachl ichen Minderheiten bun­
desgesetzlich eingeräumten Rechte - jeder Schü ler verpflichtet ist, s ich im Gel­
tungsbereich der Verord nung (sofern es n icht zur U nterrichtsmethode gehört) aus­
schl ießl ich auf Deutsch zu verständigen . "  

In formeller Hinsicht wird die Zuweisung an den Unterrichtsausschuss beantragt. 
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